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Ver Qelmatdlenst
.

Durch Demokratie zum politischen Menschen
»

.

Von Reichsinnenminister Dr. I o s e f W i r t h.
"

Das deutsche Volk, als ein modernes Kulturvolk, kann,
besonders nach dem aufwühlenden Erlebnis des Weltkrieges,
eine andere Staatsverfassung als die demokratische nicht er-

tragen. In unserem Volk ist überdies der politische Freiheits-
und Selbstverwaltungswille ganz besonders ausgeprägt. Der
Trieb des Deutschen, die eigenen Persönlichkeitsrechteund-

Persönlichkeitswerte zur Geltung zu bringen-s ist so tief ein-

gewurzelt, daß man den mannigfachen Anregungen, nach dem

Vorbild gewisser auswärtiger Staaten, auch bei uns das dikta-

torische Staatssystem einzurichten, nur mit harter Abwehr
und Gegenwehr begegnen kann. Allerdings hat unser weit-

gehender Individualismus, der sehr gern die Formen des

Interessenegoismus, der Vereinsmeierei und Sonderbündelei

annimmt, viel Zwietracht verschuldet. Deutschland ist inner-

lich zerrissen wie kaum ein anderes Tand. Und diese Zer-
srissenheit hat schließlich auch seine Entwicklung zum demokra-

tischen Staatsgebilde um viele Jahrzehnte aufgehalten. Denn

mögen die Motive solcher Eigenbrötelei in jedem einzelnen
Falle auch noch so ideal erscheinen, mag in ihnen auch un-

gemein viel an wertvoller Dichters und Denkerkraft auf-
gespeichert gewesen sein, das politische Leben, der politische
Geltungswille, hat die Einheitlichkeit und die Geschlossenheit
des Volkswillens zur unbedingten Voraussetzung. Alle Frei-
heit in der Politik muß zweckmäßig organisiert sein, wenn

die Politik selbst fruchtbar bleiben soll.
In der Politik, das heißt im Staate, soll nur ein

obergerWille gebildet werden und sein. Diese alte homerische r-

kenntnis gilt für alle Staatsformen, auch für die parlamen-
tarische Demokratie. Diese Einheitlichkeit des Willens ist das

wichtigste Moment, das Tebenselement jeder politischen
Führung. Wenn wir in den sletzten Jahren an so vielen

Stellen Europas den Übergang demokratischer Regierungs-
formen in solche diktatorischer Art erlebten, so können wir

auch überall als eine der wichtigsten Gründe für solche Um-

wälzung die Mangelhaftigkeit der politischen Willensbildung
feststellen, die Unsähigkeit des Parlaments, eine in sich ein-

heitliche und geschlossene politische Führung sicherzustellen.
In den demokratischen Republiken wird die politische

Führung durch die Parteien gestellt. Da aber Einheitlichkeit
und Dauerhaftigkeit dieser Führung unbedingte Voraus-

setzungen der Lebensfähigkeit und Fruchtbarkeit der-Demo-

kratie als Staatsform sind, ist weder die Zahl noch die be-

sondere Art dieser Parteien gleichgültig. Wenn sie die

Demokratie nicht nur richtig stützen,sondern auch zweckmäßig
handhaben sollen, so müssen sie ihrer Natur nach dafür geeignet
sein, sie müssen innerlich auf Demokratie angelegt, regierungs-
fähig und regierungswillig sein. Das ganze Parteisystem
muß in sich so geartet sein, daß es feste Regierungsmajoritäten
möglichst reibungslos herausbilden kann. Jst unser Partei-
sYstem von dieser Art? Mir scheint die wachsende Gärung
und Zersetzung unseres Parteisystems ein unverkennbarer

Hinweis dafür zu sein, daß sich unsere Demokratie ihr eigenes
neues Parteisystem mit elementarem Nachdruck zu bilden

begonnen hat. Diese Umformung betrifft allerdings noch nicht
die grundsätzlichenOppositionsparteien rechts und links, die

sich in strenger Selbstisolierung halten, darum auch ihre be-

sondere Art, ihre dogmatische Jdeologie, ohne Gefahr pflegen
können. Wir haben es hier mit einer Taktik zu tun, die uns

als Demokraten einen bedeutsamen Fingerzeig geben kann,
wenn wir solchen Radikalismus überwinden wollen.

Wenn man das deutsche Regime der Vorkriegszeit und

das heutige in bezug auf die Organisation des politischen
Führerwillens in Vergleich setzen will, so könnte man wohl
zu folgender Gegenüberstellung gelangen:

In dem politischen Deutschland der Vorkriegszeit lag die

Souveränität des Reiches beim Bundesrat, aber durch die

mächtige Stellung Preußens praktisch beim preußischen
Königtum. Die Frage, ob es der wachsenden Aufgabenlast
und Verantwortung Herr bleiben konnte, braucht hier nicht
beantwortet zu werden, da wir von grundsätzlichenDingen
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reden. Der politischen SelbstbestimmungPulksgis-sähest Jst-.-
Volkes waren aber durch diese Obrigkeit verhältnismäßig
enge Grenzen gezogen-

In der Nachkriegszeit sind der politischen Selbstbestim-
mung des Staatsbürgers weitgehende Rechte eingeräumt
wordenevon denen trotz aller Vereinheitlichungsbestimmungen
der WeimarerVerfassung auch unser Föderalismus, so seltsam
es klingenmag, seine Beute erhaschen konnte. Die richtige
Organisierungdieser Freiheiten, ihre lückenlose Sammlung
zu einem einheitlichen Staatswillen, ist aber ein noch keines-
wegs gelöstes Problem.
»Diegroße Frage lautet: Wie ist bei der so weitgehenden

Freiheit des Staatsbürgers und der politischen Einzelgemein-
schaften in unserem Volke eine straffe, in sich geschlossene
Regierungsführungmöglich? Diese Frage ist noch nicht be-

friedigend beantwortet. Es ist das aber ein Problem, dessen
Meisterung an der- Spitze aller der bedeutsamen innenpolitischen
Aufgaben steht, die uns in der gegenwärtigen wirtschaftlichen
Notzeit gesetzt sind. Sie ist die Kernfrage des großen Pro-
blemkomplexes: Wie wird unsere junge deutsche Demokratie,
die in den vergangenen zwölf Jahren der außenpolitischen
Aufgaben Herr geworden ist, die gewaltige innenpolitische
Prüfung der Epoche, in der wir jetzt stehen, bewältigen
können?

«

Das deutsche Volk ist von Jahr zu Jahr republikanischer
geworden. Aber je mehr es das geworden ist, um so sicht-
barer werden ihm auch die Unebenheiten, die staatlichen Funk-
tionsschwierigkeiten, mit denen sein Wille nach einer wirklich
echtenund wahrhaftigen Selbstverkündigung in der Republik
noch kämpfen muß. Die unzweifelhafte Liebe-unseres Volkes
zu seiner Demokratie vermag die mannigfachen Dissonanzen,
die zwischen ihrer obersten Willensinstitution, dem Reichstag
und ihm, dem Volke selber noch bestehen, nicht zu verhüllen.
Der Reichstag hat sich unbestreitbar die größten Verdienste
um das deutsche Volk erworben. Sie werden auch anerkannt.
Aber mit dieser Anerkennung ist noch nicht die notwendige
Ergebenheit und Liebe verbunden, die man dieser autoritären
Einrichtung der Demokratie unbedingt wünschen muß. Es
wäre aber verfehlt, wollten wir mit solcher Feststellung irgend-
welche Vorwürfe oder moralisierenden Schuldanklagen gegen
irgendwen verbinden. Hier liegt m. E. vielmehr ein in der

geschichtlichen Entwicklung unserer politischen Willenssaktorcn
begründeter Notzustand vor, dessen Beseitigung nicht im Hand-
umdrehen, nicht einfach über Nacht sozusagen geschehen konnte.
Soweit unser Volk in der Vorkriegszeit an der Gestaltung der

deutschen Geschicke verantwortlich mitwirken konnte — diese
Mitwirkung beschränkte sich in der Hauptsache auf eine nur

kontrollierende Tätigkeit —, kam sein Wille aus einer Reihe
genau bestimmter, in sich fest begründeterKulturkreise heraus.
Ich nenne den evangelisch-konservativen, den sozialistischen,
den katholischen, den liberalistischen, den nationalistischen
Kulturkreis. Von dem Bewußtsein erfüllt, seinem Kultur-
kreis vor allem und in erster Linie verpflichtet zu sein, trat
der deutsche Wähler früher an den Staat heran. Diese Kultur-

gemeinschaften waren für die politische Willen-sbildung un-

seres Volkes das primäre Element. Sie waren die feste Basis
seiner politischen Parteien. Sie gaben mit ihren festgefügten
Jdealen und Grundsätzen, ·mit ihrer wohlkonstruierten Ideos
logie die oberste Instanz für sein politisches Urteil ab. Die

Politik selbst, die politische Ebene, als solche war als ein selb- —

ständiges Gebiet mit einer eigenen Verfahrensmethode kaum

erkannt, konnte auch als solche nicht leicht erkannt werden,
weil eben die politischen Parteien keine unmittelbare Verant-

wortung für den Staat zu tragen hatten. Die Parteien des

Vorkriegsreichstags konnten sich völlig darauf beschränken,die
Aktionen der Regierung nach jenem Maßstab zu beurteilen,
den ihnen ihre besonderen Grundsätze ohne weiteres angaben.
Sie galten ihnen ja absolut. Der in der Verantwortung
stehende Politiker aber sah die Gesamtheit jener Kulturkreise,
ihrer Grundsätze und Interessen vor sich. Sein Blick lenkte
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sich daher mehr auf den Effekt, den politischen und moralischen
-Erfolg seiner Entscheidungen. Wer unmittelbare Verant-
wortusthrästs ist eben damit ohne weiteres gehalten, nicht
nur die Wität des Motivs, den politischen Grundsatz, die

ideale pajteipdlitische Richtschnur, sondern auch. die Moralität

der Wirkung prüfend abzuschätzen. Und es gibt nun einmal
.im menschlichen Leben noch keine absolute Übereinstimmung

zwischen der Güte der Absicht und der Güte der Wirkung einer

Handlung. Es fällt nicht schwer, eine ideale Welt in rein
rationalen Konstruktionen auszubauen. Wir haben ja z. B.

wohl alle unser ,,Gesellschaftsideal«. Aber wer nun in dem
Glauben an die Absolutheit dieses Ideals, in dem Bewußt-
sein, daß es und nur es unserem Volke und der Welt die Er-

lösung und ewiges Glück bringen würde, dazu übergeht, dieses
Ideal unmittelbar auf unsere Politik ,,anzuwenden«, so
könnte er leicht grausige Überraschungenerleben. Es fehlt in

der Gegenwart nicht an lehrreichen Beispielen. Im Falle
unmittelbarer politischer Entscheidungen hat sich also zum

.

Glauben an die Idealität eines Motivs noch die Prüfung der

unmittelbaren und mittelbaren Wirkungen seiner Anwendung
zu gesellen. Und damit bekommt nun jegliches Parteipro-
gramm ein anderes Gesicht. Denn erst da, wo diese doppelte
Verantwortung bewußt wird, —wird das Eigentümliche der

Politik bewußt, wird-die politisches Ebene erkannt. —·3Die
Dialektik lebendigen Geschehens, die innere Gegensätzlichkeit
im Ablauf aller menschlichen Ereignisse, macht sich jetzt in der

Erkenntnis und in der Verantwortung geltend. Sie erweist
die uns noch so weithin unverständlicheRelativität aller ratio-

nalen Klügeleien, alles Schematisierens und Dogmatisierens
—

in der Politik. Hier haben wir wohl den tiefsten Grund

dafür, daß es für unsere als Weltanschauungs- und Kultur-

gemeinschaften auftretenden Parteien so schwer ist, haltbare
politische Programme aufzustellen. Hier haben wir wohl den

stiefsten Grund dafür, daß unsere Demokratie in unser über-
kommenes Parteisystem so tief aufwühlend eingegriffen hat.

Es vollzieht sich unter dem Zwang der Demokratie gegen-
wärtig in der Tat eine gewaltige Auflockerung unseres Partei-
wesens. Ob aber neue Bindungen auf der rein politischen
Ebene nachfolgen werden, das steht noch sehr dahin. Mäch-
tiger als je drängen sich die Interessengruppen in den Vorder-

grund, diese Kinder einer vollendeten Skepsis gegenüber den
überkommenen Parteiideologen, diese Protögås unseres höchst
unpolitischen Wahlversahrens. Nur wo der Zwang zur Ver-

antwortung noch nicht verspürt wird, in der Opposition an

den beiden extremen Flügeln, da ist man noch parteidogmatisch
um jeden Preis. Da hat die gläubige Ideologie noch ihre
feste Heimstätte, da kann sich in selbst auferlegter und bewußt
innegehaltener parteipolitischer Isolierung noch der politische
Dogmatismus in zäher Selbstgerechtigkeit hartnäckig ver-

krampfen.
Wie werden wir es erreichen können, daß die Demokratie

alle Deutschen erfaßt,wie wird es geschehenkönnen, daß aus

dem Volke der Dichter und Denker endlich ein politisches lek
werdet Der Zwang zum staatspolitischen, zum demokratischen
Denken erfaßt die Fraktionen des Reichstags, aber noch lange
nicht alle Wähler. Die Fraktionen des Reichstags sind auf-
gewühlt, aber die Masse der Wähler zieht sich in Interessen-
haufen und in einen sich stets erneuernden Radikalismus zu-
rück. Würden die Wähler unmittelbarer an der politischen Ver-

antwortung beteiligt, als es heute durch die Regierungskoalii
tionen geschehen kann, die immer irgendwie den Willen des

Wählers umbiegen müssen,so würde man dem Radikalismus

wohl leichter abhelfen können. Ia, wie schaffen wir ein un-

mittelbares Verhältnis von Wählervolk und Staat?

Diese Einsichtnahme in den geistigen und seelischen Ents-

wicklungsprozeßunseres Parteilebens macht es verständlich,
daß in unserem Parlament die Mehrheitsbildung so ungemein
schwer geworden ist. Es ist. schon schwer, konkurrierende
Kulturkreise zu. politischen Arbeitsgemeinschaftenzusammen-
zubinden, ohne daß nicht allenthalben das Gefühl des »Gründ-
saizverrates«lebendig wird. Es ist aber noch viel schwerer,
gegensätzlicheInteressengruppenzu einem einheitlichen und

dauerhaften politischen Willen zusammenzuschweißen.Srn-
dizi bleiben ja ihren auftraggebenden Organisationen in erster »

Linie verpflichtet. Eine Sisyphusarbeit aber muß es werden,
wenn Koalitionen da gefunden werden sollen, wo sich wett-

anschauungsgemeinschaft und Interessengemeinschaft zu einer

einzigen zähenMasse verfilzen. Denn da wird nicht nur der

einheitliche Staatswille unmöglich gemacht, sondern die natio-

nale Geschlossenheit und das Volkstum selbst gefährdet. Auf
solche Verlegenheiten stoßen wir aber immer wieder. Es ist
darum schon gar nicht mehr verwunderlich, wenn in deutschen
Ländern auch solche Parteigruppen ans Ruder gelangen s

können, die den bestehenden Staat grundsätzlichablehnen. Es

ist gar nicht mehr verwunderlich, wenn das politische Gesicht
des deutschen Volkes heute in unserer Volksvertretung keinen

einwandfreien Ausdruck mehr zu besitzen scheint.
Aber wir haben es hier, wie gesagt, mit einem Not-

zustand zu tun. Wir werden ihn leichter beseitigen können,
wenn wir ihn in seiner Gefährlichkeit für unsere Republik,
für unsere parlamentarische Demokratie richtig erkannt haben.
Denn hier steht nichtnur die Staatsform, sondern der Glaube

unseres Volkes an sich selber in Gefahr.
Wenn ich das Gesagte auf eine einfache Formel bringen

darf, so möchte ich wohl sagen: Wir haben die Demokratie,
wir haben die verfassungsrechtliche Gleichberechtigung aller,
wir haben das geheime, allgemeine, unmittelbare und gleiche
Wahlrecht für Männer und Frauen, wir besitzen eine weit-

gehende Selbstverwaltung, kurz und gut, wir sind, innen-
, politisch gesehen, vielleicht das freieste Volk der Erde, wir

haben den freien Staatsbürger, aber eines ist bei uns noch nicht
frei geworden: der politische Menschl Er kann sich als solcher
in dem harten unelastischen Mechanismus unserer politischen
Willensbildung noch nicht srei entfalten. Er ist noch ge-
zwungen, sich entweder von einer Interessenorganisation hoch-
tragen zu lassen, oder muß erst seine besten Iahre hindurch
unzweifelhafte Proben der Parteigläubigkeit ablegen, wenn er

an verantwortlicher Stelle seinem Volk dienen will. Der

politische Mensch hat es in dem System, das bei uns den poli-
tischen und parlamentarischen Willen konstruiert, noch schwer,
seinen eigenen Platz zu finden. Er besitzt keinerlei Chancen-
gleichheit mit den Personen, die von den Interessenorganisa-
tionen, von den großen Berufspereinigungen in den, Vorder-

. grund geschoben werden. Und wie es dem politischen Menschen
ergeht, so ergeht es auchden von ihm getragenen politischen
Ideen. Die Freiheit, sdie innenpolitische Freiheit, die uns -

durch die Demokratie beschert worden ist, ist darum bisher
noch eine sehr formale geblieben. Sie hat noch nicht genügend
die Wirkung gehabt, die sie in erster Linie haben sollte: die

Bahn dem politisch Veranlagten, dem zur Politik Berufenen,
zu ebnen.

«
-

Ich sehe auch in dieser Tatsache, in diesem Fehler an dein

Willensaufbau unserer Demokratie einen wesentlichen Grund

fürs die schier unaufhaltsame Zunahme des Radikalismus in
der Iugend.«’ Sie fühlt sich beiseite gestellt, und sie ist es in

der Tatl Sie hat weder genügend freie Bahn nach vorn noch
auch die Möglichkeit,sich diese freie Bahn durch ihre eigene
Tüchtigkeit zu erkämpfen. So verfällt sie derNegation un-

seres Staates, dem Radikalismus, selbst wenn ihr Intellekt
ihn ablehnen möchte. Diesen Radikalismus gibt es übrigens
nicht nur in den staatsfremden Flügelparteien, sondern auch
in der bürgerlichenMitte. Und er erscheint nicht nur als ein

Beispiel des psychophysisch bedingten Radikalismus, wie er

der Iugend aller Zeiten eigen ist, es ist vielmehr ein ganz be-

sonderer, ein zeiteigentümlicher Radikalismus, ein Radika-

lismus der Verbitterung, der zur Regierung des Bestehenden
führen muß, weil er aus einem Gefühl ungerechter Zurück-
setzung entstanden ist. Es ist ein Radikalismus aus politischer
Not, es ist ein abgewiesener politischer Arbeitswille.

Wer möchte nicht heute, wo er die große Abwendung der

Jugend, insbesondere der akademisch gebildeten Jugend, vom

Staate sieht, Worte freundlicher Ermunterung und Mahnung
an sie richten. Es ist doch nun einmal so: Ein ganzes Jahr-
hundert lang hat die deutsche Iugend um die Einheit und

politische Freiheit Deutschlands gerungen. Von den schweren
Zeiten der großen Befreiungskriege im vorigen Jahrhundert
angefangen bis in die Kriegszeit hinein hat sie das Lied der

innen- und außenpolitischenFreiheit auf ihren Lippen ge-.

tragen. Aber heute, wo« uns diese Demokratie aus einer

schweren Notzeit des Volkes endlich geboren worden ist, da

steht die Jugend zum Teil grollend abseits. Mag sein, daß

27l
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ihr die Geburtsumstände nicht gefallen haben, mag sein, daß
ihr der neue Staat nicht organisch genug gewachsen erscheint.
Aber die demokratische Staatsform trägt für ein Volk, das
die Freiheit kennt und schätzt, einen hohen Wert auch an sich
selbst. Wenn es irgendeine Staatsform gibt, die das Recht
hat, vor verständigen, reifen und eigenwilligen Menschen sich
selbst zu verkünden und zu preisen, dann ist es die Demokratiel

Es ist für mich ein geradezu unnatürlicher, wenn auch
verständlicher Vorgang, daß die politische Jugend heute viel-

fach nach einem Führertum ruft, das in den Systemen der

Diktaturen mechanisiert ist. Ich kann es begreifen, wenn man

die Energie und die politische Intelligenz des neuen römischen
Diktators bewundert. Ich kannes begreifen, wenn man die

Macht der Wirtschaftsherzöge in den Vereinigten Staaten an-

gäunh
die in den Wolkenkratzern New Vorks so gewaltigen

usdruck gefunden hat. Ich kann es auch begreifen, wenn.

man sich von dem persönlichen revolutionären antikapitalisti-
schen Vorstoß Tenins bestechen läßt. Aber etwas anderes ist
die Leistung des Diktators als politischer persönlichkeit, etwas

anderes ist die Diktatur als System, mag sie sich nun als Wirt-

schastsdiktatur, als Faschismus oder als Bolschewismus dar-,
« bieten. Zumindest müßte sich hier der politische Mensch im

Innersten bedroht fühlen. Mag er in jenen Systemen auch
noch soviel an staatspolitischer Leistung und hilfreichem
Willensfchwung anerkennen. In seinem eigenen persönlichen
Wesen als Politiker bleibt er durch solche Systeme bedroht.
Denn der Politiker ist berufener Führer des lebendigen
Lebens, es gibt keinen größeren Widerspruch als den zwischen
dem Mechanismus einer auf sich selbst gestellten, verbeamteten

Diktatur und dem ewig sich erneuernden Leben.
"

Vielleicht aber versteht sich unsere Jugend selbst und die

heutige innerpolitische Situation nicht richtig, wenn sie für
die diktatorischen Systeme sich einsetzt; denn sie läßt ja sonst
die Diktatursysteme nicht gelten. Sie bekämpft leidenschaftlich

jede Diktatur der Wirtschaft, sie haßt geradezu ihre in »den
Syndikaten und Trusts blockartig aufgewürfelten und mitein-
ander verketteten Machtpositionen. Sie ist gegenzxxiezDittatur
der Mode, der überkommenen Sitte sogar.

)

Sie HistEgegendie
Diktatur der Siegermächte. Ia, wenn sie trotzdem heute ftixi
Faschismus oder Bolschewismus zu schwärmen scheint, so
eben wohl nur deshalb, weil sie damit die Diktatur der Ver-

sailler Sieger abwehren möchte, weil sie unserm Reichstag
grollt, der noch so wenig seinen eigenen Willen zu formieren
vermag. Sie scheint nur unsere deutsche Demokratie deshalb
nochnicht achten zu können, weil sie in ihr noch zuviel Mecha-
nisierung und Formalismus findet, weil in ihr der wahrhaft
politische Mensch vorerst nur eine zu notdürftige Heimstätte
gefunden hat.

Die demokratische Staatsform ist nicht unzeitgemäß ge-
worden. Der Wille des deutschen Staatsvolkes muß aber
leichter zu finden und schneller und entschiedener zum Aus-
druck kommen können, als das bisher der Fall gewesen ist.
parlamentss und Volkswille müssen zu einer besseren Über-
einstimmung kommen können.

«

«

Darum ihr jungen deutschen Männer und Frauen, stellt
euch nicht abseits, wenn ihr glaubt, daß das politische
Antlitz der deutschen Volksvertretung euch keine verwandten
und liebwerten Züge mehr aufzuweisen scheint. Seid nicht
unduldsam und vor allem nicht überheblich. Die das Reich
aus dem großen Niederbruch wiederaufrichten halfen, ver-

dienen wahrlich nicht der abweisenden Gebärde. Ihre Sorge,
neue Bedingungen für die politische Willensformung in

Deutschland zu schaffen und dabei die Mitarbeit aller Gut-
willigen zu sichern, ist heute nicht weniger groß, wie es ihre
Sorge um die Wiedergewinnung der äußeren Freiheit ge-
wesen ist. Der Radikalismus hat immer noch seine eigenen
Kinder getötet. Er bessert nicht, er zerstört, es lebt keine
Fruchtbarkeit im politischen Haß. Nimmer und nirgendwo!

Zur Neuwahl des Reichstags.
Notwendigkeit der Wahlreform. —- Oer Einheitsstimmzettel

Von Ministerialrat D-r. K a i s e n b e r g.

Zum fünften Male in der deutschen Republik ertönt der Ruf,
zur Wahlurne zu gehen und zum Reichstag, dem parlamentarischen,
das deutsche Volk als nationale Einheit repräsentierenden Vertre-

tungsorgan, zu wählen. Der aus den Maiwahlen 1928 hervor-
gegangene Reichstag der 4. Wahlperiode versprach zunächst eine

längere Lebensdauer. Indessen hat auch er gleich seinen Vorgängern
nicht die verfassungsmäßige vierjährige Wahlperiode überstanden.
Sein Nachfolger wird wiederum, diesmal möglicherweise zum letzten
Male, unter dem Wahlsystem mit langen Listen und zahllosensWiahls
bewerbern in großen Wahlkreisen gewählt werden. Zu einer Wahl-
reform ist es auch im letzten Reichstag nicht gekommen.

Ist eine W ahlreform notwendig? Die Beantwortung
dieser Frage ergibt sich aus den folgen- -

den Zahlen. Bei der Nationalversamms

Die Wahlbeteiligungsziffern der Reichsparlas
mentswahlen seit 1905 weisen folgende Bewegung auf:

i903 . . . . . . . . . . . . . tm O-»
ton . . . · . . . .

—
—

. . . . . 84,6 W 82,s EX,
19x2 . . . .

·

. . . . . . . . . 84,9 Z,
x919 . . . . . . . . . . . . 83,o Xa

Hm
. . . . . . . . . . . . . 79,z X,

ai 1924 . . . . . . . . . . . TM O-
Dez. t924 . . . . . . . . . · . 78,8 O-: 77-7 A-
1928 . . . . . .- . . . . . . . 75,5 OXO

Der Durchschnitt de letzten drei Vorkrie swahlen betrug
82,1 v.H. gegenüber 77,7 v.H. im Durchschnitt der Wahlen 1920

’

bis 1928. Rechnet man die National-

versammlungswahl mit ihrer hohen Be-

fi-»-
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kadeqchhf teiligungsziffer in die Reichstagswahlen
seit 19 0 ein, so steht die durchschnittliche
Beteiligungsziffer mit 78,7 v. H. noch
hinter dem Durchschnitt der letzten drei

Vorkriegswahlen zurück.
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lungswahl haben 19 P a r t e i e n um de
· ·"

M m
die Gunst der Wähler eworben, bei der vonLk
ersten Reichstagswahl 1920) 24, bei der Wampesiode
zweiten Reichstagswahl (4. Mai 1924) IMP- - s
27, bei der dritten Reichstagswahl (7. Des

'

a

’

zember 1924) 24 und bei der letzten .-

Reichstagswahl am 20. Mai 1928 schon
Minle Diese Zahlen zeigen klar, wie not-

wendig eine Wahlreform ist. Sie muß
das Ziel haben, durch Beseitigung der

Wohlfa: .

»

35 Parteien. Die Zahl der am Wahl-i Akt-itzt-
kampf sich üeteiligenden Parteien hat sich .- II. Us«

also isseit der Nationalversammlung um JUJ
84,2 v.H. vermehrt.

«

«

«

Die Zahl der, B e w e r b e r betrug
bei der Nationalversammlungswahl 2360, -

bei der letzten Reichstagswahl 6202.

Während bei der Rattonalversammlungss
wahl 17,8 v.H. der Bewerber einen Sitz
erlangt haben, sind bei der letzten Reichs-
tagswahl nur 7,91 v. H. der Kandidaten zum Zuge gelangt. Die Zahl
der Bewersber ist zuv groß, auch unter Berücksichtigungdes Umstandes,
daß für Ersatzberufungen und Nachwuchs der Parlamentarier Kräfte
verfügbar sein müssen. Die langen Listen täuschen auch nur vor, da
ein großer Teil der auf den Listen ausgeführten Bewerber im Wahl-
kampf gar nicht hervortritt. —
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langen Listen und der großen Wahlkreise
der früheren Einerwahl möglichst nahe-
zukommen. Gleichzeitig muß der Partei-
zersplitterung ein Riegel vorgeschoben
werden. — Bei der Forderung nach Ein-

führung der Verhältniswahl hat man nur

zu sehr thre Vorzüge beachtet, nicht aber
ihre Schattenseiten. So kam es, daß
alsbald nach Übergang zur Verhältnis-

wahl, die sich bis auf England fast in allen europäischen Staaten

vollzog, allenthalben Reformwünsche geltend gemacht wurden. Ver-

schiedene Staaten haben·versucht, das Verhältniswahlrecht in der

Weise weiter zu bilden. daß in ihm auch die Vorteile der früheren
Einerwahl zur Auswirkung gelangen können. Das Problem der

Wahlreform besteht darin, die Verhältniswahl so zu gestalten, daß
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die mit der Listenwahl verbundene Mechanisierung möglichstge-
mildert wird. Aufgabe der Reform muß es sein, der Eiinerwahl
im Rahmen der Verhältniswahl möglichst nahezukommen, also von

der Aufstellung langer Vorschlagslisten abzugehen. Dann würde

der Kampf um den Platz auf der Liste, der sich·vielfach nachteilig
bemerbbar macht, nicht mehr in gleichem

der anderen Seite ist nicht zu verkennen, daß er die Parteizersplits
terung außergewöhnlich fördert. Der Stimmzettel war früher ein

Hauptpropagandaimittel der Parteien. Sie mußten ihre Zettel bis
in das kleinste Dorf hinausbrisngem in Versammlungen vor dem

Wahltage verteilen und beim Betreten des Abstimmungsraumes den
-

Wählern in die Hand geben lassen. Diese
Maße wie heute in die Erscheinung
treten. Der Kampf würde vielmehr wie
bei der Einerwahl um die einzelne Per-
sönlichzkeit geführt werden. Es wird

Aufgabe des neuen Reichsta s sein,
diesem Problem näherzutreten. kvährend
diese Zeilen in Druck gehen, bereitet die

derzeitige Reichsregierung eine Reform
vor, die der neugewählte Reichstag bei

feinem Zusammentritt vorfinden soll.
Aufgabe des Parlaments im Staate

mit parlamentarischer Verfassung ist es,

dem Staate die Führung zu geben. Diese
Aufgabe kann das Parlament nur er-

füllen, wenn die Zahl der Parteien nicht
zu groß ist. Je größer die Zahl der

dekieien

Eine Wahlreform hat nur Aussicht,
wenn man sie von Verf-assungsänderun-
gen freihä-lt. Eine Reform kann nur

im Rahmen der Verfassungsgrundlagen,
also der Grundsätze der Verhältniswahl,
durchgeführt werden. Die Abschaffung der Verhältniswahl und
deren Ersatz durch«das Vor-kriegssystem oder das englische Wahl-
sssstem, wie manche Wahlreformer fordern, kann ernstlich nicht in

Frage kommen. Lehnen doch auch führende Persönlichkeiten aller

englischen Parteien selbst das englische System entschieden ab und

fordern den Proporz.
Eine Erhöhung des Wahlalters würde gleichfalls eine Ver-

fassungsänderung bedingen und wird

Parteien, desto schwieriger ist es, Partei-
l »

koalitionen für die Führung der Regie- 2360 - »
«

rungsgeschäfte zu bilden. Die Reform ·-« . sz«
des Wahlrechts muß daher auf die

» sWF
Bildung weniger großer Parteien ab- . » e;

-

gestellt werden, um klare Mehrheits- . , WJZ
verhältnisfe im Parlament zu schaffen. . »F » : XWZ

So sehr auch- unser heutiges Reichs- «

«

« «.

; QWFtagswahlrecht Mängel aufzuweisen hat, -

«« xWTso sind sie doch nicht derart, um das « »Es-z
«

»EsXWZH
Verhältniswahlrecht als solches zu vers

GI» «««-i;urteilen, wie man vielfach hören muß. gk g«Xg
V.

HAI2191919

Z- Bewerwa

1924

Arbeit erforderte eine wohldurchsdachte
Organisation Nur gut geleitete und

straff organisierte Parteien waren in der

Tage, einen solchen Washl-dienstmit Er-

folg durchzuführen. All dies entfällt bei
dem amtlichen Einheitsstimmzettel. Denn

dieser Stimmzettel wird auf amtlichem
Wege an alle Wahllokale verteilt und

jedem Wähler amtlich in die Hand ge-
geben. Damit haben es Zwergparteien
außerordentlich leicht, san die Wähler
heranzukommen.

si- Ilk
st-

Der Einheitsstimmzettel
enthält nach geltendem Recht alle zu-
gelassenen Kreiswahlvorfchläge,und zwar
fortlaufend numeriert unter Angabe der

Partei und der Namen je der ersten vier
Bewerber. Die Nummernfolge ist durch
die Fünfte Änderungsverordnung zur
Reichsstimmordnung vom 24. Juli 1930
neu geordnet worden. Die Kreiswahls
vorschläge,die einem Reichswahlvorschlag
angeschlossen find, erhalten die Num-
mer dieses Reichswahlsvorschlages Die
anderen Kreiswahlvorschlägeerhalten die
an die höchsteNummer der Reichswahls
vorschläge anschließenden Nummern in
der Reihenfolge, wie sie beim Kreiswahl-
letter eingehen. Da jede Partei in der

Regel wohl auch einen Reichswahls
vorschlag einreicht, an den sich ihre

Kreiswahlvorschläge anschließen, führt sie damit in allen Wahl-
kreisen auf dem Stimmzettel dieselbe Nummer.
Für die Benummerung der Reichswahlvori

s chläge ist gleichfalls eine Neuregelung durch die Fünfte Ände-
rungsverordniung zur Reichsstimmordnung geschaffen worden. Zu-
nächstwerden die Parteien aufgeführt, die Abgeordnete in den letzten
Reichstag entsandt haben, und zwar in der Reihenfolge der Stim-

m«enzahl,die sie sbei der letzten Reichs-

I

W

daher unterbleiben müssen. Es bedeutet

zweifellos einen Schönheitsfeshlerunserer
staatlichen Ordnung, daß man mit

20 Jahren wählen kann, mit 21 Jahren
aber erst volljährig wir-d. Jn anderen

Kulturstaaten ist die Wahlfähigkeit an

die Erreichung der bürgerlich-rechtlichen
Volljährigkeit geknüpft. Einer Erhöhung
des Wahlialters auf 25 Jahre, wie sie
im letzten Reichstag von der Deutschen
Volkspartei und von der Wirtschafts-
partei beantragt wurde, kann wohl ernst-
lich nicht das Wort gesprochen werden.

In den meisten großen Kulturstaaten,
wie England, Frankreich, den Ver-

einigten Staaten, Belgien, ist die Er-

langung des aktiven Wahlrechts an die

Vollendung des 21. Lebensjahres ge-
knüpft. Wollte Deutschland heute über
das in anderen Kulturstaaten bestehende
washlfähigeAlter hinausgehen, so würde
es damit seinem Bildung-· und Er-

ziehungssystem ein schlechtes Zeugnis
ausstellen.

Ein besonderes Problem stellt die

Reichsliste dar. Eine entschiedene
Wahlreform könnte ihre völlige Beseiti-
gung anstreben. Will man an ihr fest-
halten, so wird man sie nur insoweit
beibehalten, als sie der Verrechnung der

Reststimmen dient. Jeder Reichslistens
bewerber müßte auch als örtlicher Be-

.
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tagswahl erhalten haben. Anschließend
daran folgen die während der Wahl-
periode neu gebildeten Parteien, die
Abgeordnete in den letzten Reichstag
nicht entfandt haben, zu denen sichsaber
Abgeordnete des letzten Reichstags bei
Schluß der Waihlperiode oder im Zeit-
punkt der Auflösung des Reichstags
bekannt haben!). So ergibt sich für
die Wahl am 14. September folgende
Nummernfolgse: I =.Sozialdemokratische
Partei Deutschland-, 2 = Deutschniationale
Volkspartei, Z = Zentrum, 4 =. Kommu-

nistische Partei, 5 = Deutsche Volks-
partei, 6=Deutsch.e Staatspartei (Deut-
sche Demokratische Partei, Volk-natio-
nale Reichsvereinigung und verwandte
Gruppen), 7 :: Reichspartei des Deut-
schen Mittelstandes (Wirtschiaftspartei),
8 = BayerischeVolkspartei, 9 = Natio-
nalssozialistische Deutsche Arbeiterpartei
(Hitlser-Bewegung), 10=Deutsches Tand-
volk (Christlich-nationale Bauern- und

Tandvolkparte«i), 11 =. VolksrechtFPartei
(Reichspartei für Volk-recht und Auf-
wertung) und ChristlichiSoziale Reichs-
partet, 12 = Deutsche Bauernpartei,
13 = Tandbund, 14 = Deutsch-Hamm-
versche Partei, 15 = SächsischesLand-
volk, 16 = Konservative Volkspartei,
17 = Christlich - Sozialer Volksdienst
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werber austreten. Jm Interesse des per-
sönlichenZusammenhangszwischen Wählerschaft und Abgeordneten
sollte dann auch die Zahl der Reichsliftensitze in einem bestimmten
Verhältnis zur Zahl der errungenen örtlichen Sitze stehen.

Der Einheitsstimmzettel, wie er bei den Maiwahlen
x924 zum ersten Male angewandt wurde, hat sicherlich manche Vor-
teile. Wahlbeeinflufsungen sind so gut wie ausgeschlossen. Auf

(Evangelische Bewegung)«). Die

.- s« Nie-i
S t im m a b g a b e erfolgt derart, daß

der Wähler auf dem Stimmzettel durch ein Kreuz oder Unterstreichen
oder in sonst erkennbarer Weise kennzeichnet, welchem Kreiswahls

I) Anderes bei Kaifenberg: Die Wahl zum Reichstag, Führer für die
Reichstagswahlen, 4., neubearbeitete Au l., Berlin 1930 (Berlag Otto Stollberg
Berlin SW 68). —- !) Die Nummern l und 15 werden voraussichtlich auf den

Stimmzetteln aus allen, da der Landbunb als solcher keine Listen, das Sächsifcbe
Landvvlt keinen e genen Reichswoblvorfchlag einreicben wird.
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vorschlag er seine Stimme geben will. Die Kennzeichnung mittels
eines Kreuzes oder mittels Unterstreichens ist nur eine vom Gesetz
als besonders geeignet hervorgehobene Art der Kennzeichnung. Es
bleibt jedem Stimmberechtigten überlassen, welche Art der Kenn-

zeichnung er wählen will, um seine Stimmabgabe für einen
bestimmten Vorschlag ersichtlich zu machen.

Wenn auch jeder Stimmberechtigte in der Art der Kennzeich-
nung freie Wahl hat, so empfiehlt es sich zur Vermeidung der Ge-

fahr einer Ungiiltigerklärung sowohl wie im Interesse der Verein-

fachung des Feststellungsverfahrens, die Ken nzeich nun g in der

Weise vorzunehmen, daß in den Kreis des Wahlvor-
schlags, dem der Wähler seine Stimme geben will,
ein Kreuz gesetzt wird.

Soll das deutsche Volk die schwere Wirtschaftskrise meistern
und soll nach außen die gewonnene Geltung erhalten und weiter

ausgebaut werden, so muß die jeweilige Reichsregierung sich auf
eine feste Mehrheit im Reichstag stützenkönnen. Nicht in der Zer-

sxitterungliegt das Heil, sondern im Streben zum Ganzen und zur
inheit. Möge sich das Volk von diesen Gesichtspunkten leiten lassen,

wenn es am H. September über seine weitere Zukunft entscheidet.

Das demokratischePrinzip nnd das aeltende Wahlrecht
»

Von Dr. Heinrich TeipeL

Der Parlamentarismus in den Ländern und Kommunen hat in
der letzten Zeit mancherlei Kritik erfahren müssen. Er zeitigt in
der Tat hier und dort eigenartige Zustände. Es ist aber wohl eine

»

etwa-s rohe Form der Ablehnung, wenn die Unzufriedenen ihre
Kritik einfach dahin zusammenfassen, daß der Parlamentarismus
für die kleinen Länder und Konvmunen mit ihrem in der Haupt-
sache auf Verwaltungsangelegenheiten beschränkten Aufgaben-
gebiete »nicht passe«. Es ist nicht so sehr der Parlamentarismus,
der «nicht paßt«, wie die heute noch beliebte Methode der parla-
mentarischen Willensbibdung für diese politischen Gebilde.

Es sollte eigentlich ausfallen, daß eine Parteigruppe, die

wenig mehr als ein Zehntel des Landes darstellt, zur poli-
tischen Macht kommen kann. Die Frage sollte doch naheliegen, ob

nicht da an den Funktionseinrichtungen unserer Demokratie ein

schwerer Betriebsfeshler vorliegt. Es ist in der Tat so. Unser
Wahlges etz verschuldet es, daß kleinste Minoritäten zur aus-

schlaggebenden Macht gelangen können.
«

sse
q·
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Lassen wir Beispiele reden:

Schon der am Zo. Januar 1927 gewählte thürin-
gis ch e L a n dta g war kaum arbeitsfähig gewesen und vegetierte
sozusagen von einer Krise zur nächstenhin. Die Deutsche Volks-

partei hatte mit den Deutschnationalen aus der Christlichsnationalen
Bauern- und Lan-wolkpartei eine Einheitsliste gebildet und damit
die breite Kombination einer ,,Großen Koalition« mit den Sozial-
demokraten von vornherein unmöglich gemacht. Aber auch die nach
langen vergeblichen Versuchen begründete gesamtbiirgerliche Koalis
tion zerbrach«sehr bald wieder, als die beiden Demokraten des

Landtags (Z,Z v. H. der abgegebenen Stimmen) wegen der Friederss
affäre unwillig wurden. Der letzte Versuch eines rechtsorientierten
Kabinetts stand vor dem Fiasko, als der eine Sparervertreter und
die beiden Rationalsozialisten, auf die man sich stützen mußte
(zusommen 7,4 v.H. der abgegebenen Stimmen), wieder entschie-
dener Opposition sich zuneigten.. —

Am 8. Dezember 1929 fanden die Neuwahlen statt. Wieder

gingen Landbund, Deutsche Volkspartei, Deutschnationale und

Zentrum zusammen, verpflichteten sich also zu einer Rechtskoalition.
An der Mandatsverteilung verschob sich mit Ausnahme des Zu-
wachses der Rationalsozialisten (-i· 6 statt bisher 2 Mandate)
nichts Wesentliches Aber dieser Zuwachs der Nationalsozialisten
bekam jetzt sein eigentliches parlamentarisches Sch·wergewicht,sie
waren nun bei der Regierungsbildung gänzlich unentbehrlich
geworden; gestützt auf wenig mehr als 11 v.H. der abgegezbenen
Stimmen konnten sie das Steuer der thüringischen Politik an

sich·nehmen.
Il- Il·

si-

Bei den Landtagswahlen in MerklenburgiSchwerin
am 25. Juni 1929 erhielten die Sozialdemokraten 20 Mandate, die

Ginheitsliste des Nationalen Blocks 23 Mandate, die Kommunistische
»

Partei drei Mandate, die Bauernpartei und die Demokratische Partei
und die Gruppe Volkswohlfahrt je ein Man-dat, die«National-

sozialisten errangen bei 4 v.H. der abgegebenen Stimmen zwei
Man-date. Im ganzen verfügt der Landtag über 51 Mandate.
Die Regierung wurde unter dem Vorsitz des deutsch-nationalen Ab-

geordneten Eschenburg von der Einheitslifte gebildet. Sie bedarf,
wenn man ihr die Gruppe Volkswohlfahrt grundsätzlichzurechnen
will, der Unterstützung der zwei Nationalsozialisten Die 4 v.H.
Rationalsozialsisten haben den Ausschlag.

s

Auf Grund der Kommunalwahlen vom U. November 1929
setzt sich das Berliner Stadtparlament folgendermaßen
zusammen:

-
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Sozialdemokratie . . . . 64 Sitze
Zentrum...........8»
Demokratische Partei . . . . . . . 14
Deutsche Volkspartei . . . . . . . 16

Wirtschaftspartei . . · . . . . . 10
Thristlicher Volksdienst . . . . . . Z

Kommunistische Partei . . . . . . 56

Deutschnationale Volkspartei . . . . 40

Nationalsozialisten . . . . . . . . IZ »

DeutschvölkischeFreiheitspartei . . . 1 Sitz
Die absolute Mehrheit beträgt bei einer Gesamtzahl von

225 Stadtverordneten XII-. Sozialdemokraten und Kommunisten
können sie schaffen, wenn sie zusammenzugehen vermöchten. Da dies
aber nicht der Fall ist, kann eine Mehrheit nur aus den er t-

genannten sechs Parteien gebildet werden. Wenn der Christli e

Volksdienst mit seinen drei Mandaten die Opposition stärkt, hört
die Arbeitsfähigkeitdes Berliner Parlaments auf, denn diese Oppo-
sition ist ihrerseits zu ungleichartig, als daß sie von sich aus eine
arbeitsfähige Mehrheit stellen könnte.

O

Das Ergebnis der Wahlen zum sä ch si ch e n L a n d ta g vom

12. Mai 1929 war folgen-des: Über 78 v. . der Wahlberechtigten
haben gewählt. Von den 96 Landtagsmansdaten erhielten

die Sozialdemokraten . . ZZ Sitze
die Demokraten . . . . . . . . 4 »

die Deutsche Volkspartei . . . . . 13 »

die Wirtschaftspartei . . . . . . ll «

die Bauern- und Landvolkpartei . . 5 »
= 49

-

die Aufwertungsparteien . . . Z »

die Deutschnationalen . . . . . . 8 »

die Nationalfozialisten . . . 5 »

die Altsozialistische Partei . . . . 2
«

die Kommunisten . . . . . . 12 «

In dem diesen Wahlen voraufgegangenen Landtag bildeten die

Altsozialisten mit vier Mandaten das ,,Zünglein an der Wange«
und stellten kraft dieser Minderheitsomnipotenz den Ministerpriisis
denten. 1929 wurden sie aus der Koalition ausgeschaltet. Da die
Sozialisten und die Deutsche Volkspartei nicht zusammenkommen
konnten, war eine Mehrheitsbildung nur möglich, wenn Demokraten
und Uationalsozialisten als die Flügelparteien einer Koalition von

sieben kleinen Parteien sich verständigten. Die vier Demokraten
oder die fünf Nationalsozialisten waren also in der Lage, jede parla-
mentarische Regierung ftillzulegen. Die Demokraten stellten 4,Z v.H.
Wähler, die Nationaslsozialisten Z v.H.

Sehr merkwürdig liegen auch die V e r h ä lt n i s s e in W ü r t-
tem b erg. Bei den Wahlen am 2o. Mai 1929 erhielten von ins-

gesamt so Mandaten
die Kommunisten . . . . . . 6 Sitze
die Sozialdemokraten . . . . . . 22

die Demokraten . . . . . . . . 8 »

die Deutsche Volkspartei . . . . . . 4 »

das Zentrum . . . . . . . . . 17 »

der Christliche Volksdienst . . . . . Z
»

die Bauern- und Landvolkpartei . . . 16 ,,

die Deutschnationalen . . . . 4 «

Um die parlamentarische Mehrheit von mindestens 41 Man-
daten zu begründen, hätte die Weimarer oder die Große Koalition

gebildet werden können, aber das Zentrum wollte nicht mit den

Sozialdemokraten zufammengehen. So entstand, unter Ausschluß
der Deutschen Volkspartei, eine Rechtsre ierung, die von der Zu-
stimmung des Christlichen Volksdienstes 3,9 v.H. der abgegebenen
Stimmen) abhängig war. Die parlamentarische Basis betrug
40 Mandate,- ie blieb dadurch erhalten, daß· die wiederholt ein-

gebrachten Mi trauen-roten keine 41 Stimmen zusammenbrachten.

«
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Bei Stimmengleichheit galt der Mißtrauensantrag als abgelehnt,
aber auch ein positiver Vertrauensantrag konnte nicht zustande-
koinmen, weil auch er es höchstensnur auf Stimmengleichheit hatte
bringen können und damit auch seinerseits abgelehnt gewesen ware.
Die Tage verschob sich, als durch Urteil des Staatsgerichtshofs die

Mandatsperteilung geändert werden mußte und nun auf Kosten der

Sozialdemokraten und des Zentrums ein Nationalsozialist und ein

Aufwertler ins parlament einzogen. Ietzt mußten entweder diese
mit je einemiMandat oder die Deutsche Volkspartei (5,1 v.H. der ab-

gegebenen Stimmen) um Unterstützung angegangen werden. Letzte
Hilfe erstand schließlich aus der Vereinigung von Demokraten und —

Volkspartei mit zusammen zwölf Man.daten, die in die Regierung
eintraten. ·

z
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Die vorstehenden Beispiele haben den Zweck, deutlich zu machen,
daß unser heutiges Wahlverfahren, das als »das gerechteste«gelobt
wird, in seinen Wirkungen Machtverteilungen

schafft, die höchstesUnrecht werden. Der Grund liegt in zwei
Umständen: einmal in der Tatsache, daß die Parteien immer mehr
auseinandersplittern, das ist zu einem erheblichen Teil Rückwirkung des

Proporzsystems, dsann in der Tatsache, daß die besondere Art der

deutschen parteien trotz dieser Zersplitterungen gewisse Koalitionss

verbindungen aus staatspolitischen oder weltanschaulichen Gründen
oder aus machtpolitischen Erwägungen ausschließt. Die Parteien
leben nicht alle auf dem gleichen staatlichen Fundamente Aus

diesem Zustande entwickelt sich die Macht der Kleinsten, und der Ge-

rechtigkeitscharakter unseres Wahlrechts wird gestört. Parlamen-
tarisch regierte Demokratien bestehen aber nicht nur aus Wählern,
das Lebensinteresse der Demokratie als Staatsform
und Staatsgebsilsde hat sein Eigenrecht, das durch das

Wahlverfahren ebenso geschützt werden muß wie das Wahlrecht
des Wählers.

sur Diskussion über die Wablreform werden wir noch weitere Betrachtungen
veröffentlichen.

Kartelle und Ghndikate
Von Kurt Heinig. -

Der Kampf um den preis zwischen Erzeuger und Abnehmer
ist so alt wie der Markt. Man lese nach, was Sir Colepepper im

Jahre 1640 im englischen parlament gegen die Jnduftxieinonopole
a te:s g

»Diese Leute haben sich wie die Frösche in Ägypten in un-«

seren Häusern eingenistet, und kaum haben wir einen Raum von

ihnen frei. Sie essen unsere Suppe mit, sie nippen von unseren
Platten und sitzen an unserem Feuer; wir finden sie im Farben-
topf, in der Waschschüsselund Puderbüchse; sie leisten dem Diener
in der Kammer Gesellschaft, sie haben uns vom Kopf bis zum
Fuß ihre Zeichen und Siegel aufgedriickt.«

Das könnte alles ebensogut heute gesagt sein.
In einer Wirtschaft wie der heutigen, die Sombart Spätksapitas

lismus genannt hat, ist Preis- und Marktregulierung nicht einfach
mitIa oder Nein zu beurteilen. Das kollektivedenkem
von demunsere Zeit zunehmend bestimmt wird, be-
grußt jede organisatorische Idee und ist für Pla- erneuern-um«W« i

zu Freunden der Organisationsgemeinschaft mit selbständigen
Kleineren machen, nämlich die Marktkontrolle und Preis-
r«e«gulierun·g, die Ausschaltung der freien Konz-
kurrenz und die Festsetzung gleichartiger Ge-

schäftsbedingungen.
Die Eigenart der deutschen Kartelle und Syndikate ist also ihre

Herrschaftskonstruktion. In den Konzernen herrscht eine Mutter-
oder Hauptaktiengesellschaft über viele Unternehmungen, -in der

Spitzengesellschaft regiert nicht jede Aktie (Di-viden-dentitel), son-
dern nur der zu Herrschaftszwecken zusammengesaßteAktienpaketes
besitz. Er ist oft durch vielstimmige Vorzugsasktien und durch die

Benutzung der Depotaktie nochmals gesteigert. Diese Mlacht dehnt
sich mit ihrer Konzernquote in den Kartellen und Syndikaten herr-
schaftsmäßigiiber die weiteren äußerlichselbständigenBesitzmächteaus.

Volkswirtschaftlich gesehen, muß jede Kritik
an der Markt- und Preisbeeinflussung durch die
Kartelle und Syndikate von der H ö h e d er

- nung, wehrt sich aber zugleich gegen die freie
Selbstbestimmung der einzelnen Machtbildung.
Gesamtverantwortlichkeit will vor »dem Einzel-
interesse stehen. Der Kampf um und gegen die

«

Kartelle und Syndibate will nicht ihre schöpfe-
rische Funktion vernichten, es geht nicht um die
Anwesenheit, sondern um sdie Kosten, die durch
die Wirksamkeit der Kartelle und Syndikate zu
Lasten aller geschrieben werden.

Die deutschen Kartelle und Syndis
k a t e sind Formungen ganz eigener Art. Sie sind
ein Zwischending von Vertragsgemeinschaft und

Trust. Das ursprünglicheWesen ides Kartells ist
die Versicherung des einzelnen Be-
triebes durch Gemeinschastsabs
reden. Kartelle erhalten die Selb-

st ä n d i g k e it ihrer Mitgliedssirmen, sind
von freiwilliger Ubereinkunft ge-
tragen, ,,es handelt sich also um Zusammen-
schlüsse auf vertragsmäßiger Grund-

,la g e. . .« (Schriften der Kartellstelle des Reichs- ·

,

Z -
oerbandes der deutschen Industrie, Ur. Z, Dezem-
ber 1929.) K o n z e r n e sind Zusammenschlüsse
auf kapitalistischer Grundlage. Die

cneniiscneln ,-
clustiie 1853 -
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Selbstkosten und der Größe der Ge-

winnspanne ausgehen.
Die Kartellinteressenten haben immer den

größten Wert auf die Behauptung gelegt, daß
die Kartelle produktionsfördernd seien. Im
Augenblick wird davon aus verständlichen Grün-
den allerdings weniger gesprochen. Aber da es

uns auf das grundsätzliche ankommt, sei jene
Fundamentierung der Kartellidee des näheren
untersucht.

-

Man spricht von sechs produiktionsförderns
den Gründen; sie sollen sich«zeigen in

i. riicksichtsloseStillegung veralteter Betriebe.
2. Normisierung Typisierung und Spezia-

lisierung der Verbandsprodukte (Ksartell-
prosdukte),

Z. Kalkulationsprüfung zu dem Zwecke,riick-
ständigeBetriebe mit mangelhaften Me-

thoden zu einer Umstellung auf größere
Leistungsfähigkeit zu veranlassen;

4. Zwang zur Verwendung einer Verbandss

marke, -

. Oualitätspriifungskommissionen,Do
Konzernbildung-ist,inDeutschland außerordent- »

lich weitfortgeschrittew Schon 1927 stellte das Statistische Reichs-
amt in· einer besonderen Denkschrift fest, daß bis 88 v.H. der privat-
in«dustriellen·Unternehmungenkonzernmäßigzusammengefaßt seien.
Diese.Entwicklungist in der Zwischenzeit horizontal weiter fort-
geschritten.

Die Eigenart unserer Kartelle und Syndikate liegt darin,
daß in ihnen die Konzerne die gleiche Rolle spielen wie etwa der
Großaktionär in der Aktiengesellschaft Nicht zuletzt aus diesemGrunde zeigen die deutschen Kartelle und Syndikate trustartige
Monopolinacht Beispielsweise sei hier erwähnt, »daßdie Ver-
einigte Stahl-merkeA.-G. in mehr als einhundert Kartellen und
Syndikaten sitzt, in einzelnen mit dem Anspruch auf die Hälfte und
mehr von der Gesamtproduktion aller Mitgliedsfirmen. In der
Generalversammlungder Kartellmitglieder ist der Großquotens
besitzer herrschastsmäßig stärker als seine eigene Kapital-
macht. Im Lebensraumaller wichtigeren Kartelle unsd Verbände

.bestimmen heute die großen Jndustrieherrschsasten,die Konzerne.
Untersucht man auf dieser Spur das wahre Wesen der privat-

industriellen Vereinbarungen, dann ergibt sich, daß es gerade die
alten und ältestenKartellprinzipien sind, die die Großproduzenten

. Forschungsarbeiten zur Verbesserung der

Erzeugung.
Die angeblich veraltete Kartellpraxis soll sich nur mit-der Fest-

setzung der Preise, Tieserungsi und Zahlungsbedingungen beschäf-
tigt haben. Das ist aber ein grober Irrtum, denn auch heute noch
lautet der entscheidende Passus der Statuten oder Verträge aller
Kartelle und Verkaufssyndikate:

»Die Preise, Tieferungss und Zahlungsbedingungen wer-den
von der Mitgliederversammlung festgesetzt.«

Die Normisierung und Typisierung »der Ver-
bands- oder Kartellprodukte kann man ebenso wie den Zwang
zur Verwendung einer Verbandsmarke und die

Qualitätsprüfung ohne weiteres als zeitgemäßeallgemeine
Industrieentwicklung bezeichnen. Es handelt sich hier sicherlich um

keine für das innere Wesen der Kartelle entscheidende neue Funk-
tion, sondern um selbstverständliche Voraussetzung des

»

all-

gemeinen Warenhan-dels. Von der Konzerntype zur Kartellmarke

ist der Weg wirklich nicht weit.

Im besonderen dort, wo sich die Kartelle zu festgefügten Ver-

kaufsorganisationen entwickelt haben, wo das einzelne Kartells
mitglied seine Aufträge nicht mehr vom Besteller, sondern von der

Auftragsverteilungsstelle des Kartells oder Verbandes erhält, wo
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im Namen des Kartells geliefert und mit ihm verrechnet wird, ist
es seit Jahrzehnten durch-aus üblich und selbstverständlich,daß ge-
wisse Qualitäten und Typen vorgeschrieben werden. Dort, wo man

zur Entwicklung der sogenannten Verbandsmarke gekommen ist,
sind jene Vorschriften die Voraussetzung dafür, daß das Kartsell

als Vertriesbsstelle der Wsaren seiner Mitglieder funktionieren kann.

In der Geschichte des Roheisenverbandes (Klotzbach: »Der
Roheisenmerband«, Verlag Stahleisen 1926) kann man nachlesen,
daß die rheinischswestfälischeVerkaufsstelle für

können. Dies auch schon deswegen, weil die Kartellmitglieder durch
Verzicht auf Teile ihres Gewinnes auf dem Wege der Sonderbeis

tragsleistung die Kampfpreise zur Vernichtung des Außenseiters
zu tragen hätten.

Bei den Miarktpreisem die von Kartellen und Syndikaten vor-

geschrieben werden, darf also nicht nur von der Gewinnspanne, die

erzwungen wird, ausgegangen werden. Es ist auch zu fragen, ob
die Kartelle in ihren sogenannten Selbstkosten nicht preisverteuernde

Elemente verbergen, die bei anderen Organi-
QualitätsiPuddelroheisen in Düsseldorf, die als
Kartell im Jahre 1888 ins Leben gerufen worden

«ist, schon den folgenden § 7 über Sortenbezeich-
nung enthielt: «

Derxlasclienlconsem
Die vom syndikar neben dem Jnlandss

sationsformen der Produktion erspart würden
und so eine Verbilligung der Preise erzeugen
könnten. Hier ist zu beachten, daß die Kampf-
kosten der Kartelle bei Vereinbarungen

»Unter Qualitäts-Puddelroheisen Nr. l
und Il und Stahleisen ist alles spiegelige, weiß-
strahlige, weiße, melierte und graue Puddels

- und Martinroheisen jeder Art, ausgenommen
die als Nr. IlI oder Luxemburger Qualität be-
zeichnete Sorte, zu verstehen.

«

Die Grundpreise für die Sorten, deren

Verkauf durch die Verkaufsstelle zu geschehen
hat, werden durch den Vorstand festgesetzt.
Als. QualitätsiPuddelroheisen Nr. 1 gelten
alle Sorten-, welche unter 0,8 v. H. P -s-«s -s—Ou
enthalten, und als Qual-itäts-Puddel-
roheisen Nr. II diejenigen Sorten, welche von

0,8 bis 1,2 v.H. P —s--s-s—Ou enthalten.«

Mit den sogenannten Verbandsmarken

ist es so, daß sie den Markenartikeln schon recht
nahekommen. Markenartikel wie Verbandsmrarken
haben die gleichen Eigenschaften. Sie werden zu

absor! festgesetzteGesamtexponguore:
- 119,.50M nflaschen
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auf internationaler Basis selbstverständlichauch
in internationalen Proportionen entstehen.
Überdies sind auch die T e it u n g s u n -

kosten bei kartellmäßig gebundenen Produk-
tionszweigen außerordentlich hoch. Auf den Tei-

tungen der einzelnen Betriebe si t dann nicht nur

die Leitung etwaiger Mitglieds onzerne, sondern
außerdem die Kartelleitung

Eine weitere Selbstkostenverteuerung der
Ware entsteht daraus, daß die Produktions-
kartelle, die ja auch mit ihren Abnehmern im

Vertragsverhältnis und nicht im Zusammen-
-

schluß auf kapitalistischer Grundlage stehen, für
die Dauer ihrer Verträge die V e rte i l un g s -

kette nicht kürzen können. Iml Gegen-
teil, sie sind nach ihrem ganzen Vertragssystem an

-

allen Stadien des Zwischenhandels bis zum Einzel-
verkäuser interessiert. Die Marktbeherrschung ist

einem festen, vom Produzenten bestimmten Preise
bei festgelegter Qualität und meist in Originalpackung auf den
Markt gebracht. Beide haben auch insofern die gleichen Eigen-
schaften, daß sie dem Händler jede Selbständigkeitder Bestimmung
des Einzelverkaufspreises nehmen und ihn zum einfachen Waren-
verteiler machen, dessen Gewinn entsprechend seinem Umsatz durch
eine Sonderprovision steigerungsfähig ist. «

Forschungsarbeiten sind mit jeder Produktion ver-

knüpft, auch dann, wenn sie nicht kartellmäßig zufammengefaßtist.
Die großen Konzerne leisten heute überdies auf diesem Gebiete
auch dann die Hauptarbeit, wenn sie nicht in irgendwelchen Preis-
und Marktverbänden organisiert sind.

Das gleiche gilt für Kalkulationsprüfung, gemein-
same Patentbenutzung und Austausch von Erfah-
rungen. Auch hier handelt es sich durchaus nicht um irgend
etwas spezifisch Kartellistisches. Überdies hat die Bücherkontrolle
häufig in erster Linie den Zweck, die Einhaltung der Preise und
Lieferungsbedingungen unter Beobachtung zu halten.

Eine nähere Nachprüfung macht die Behauptung notwendig,
daß die Kartelle auf die
Art . produktionsfördernd —

WM
gndver-billigendh

— wirken,
. - a ie rück i tslos v e r -

a Ißte tse B estk e e

legen. Hierbei ist zu beachten,
daß Kartelle keine Konzerne
sind, nur vertragsmäßige Ver-

einbarungen - gestatten, aber
keine finsanzkapitalistische Zu-
sammenfügung In Wirklich-
keit sind heute die so e-

"

nannten Selbstkosten manchzer
Kartelle deswegen so hoch,
weil die Mitglieder sehr er-

hebliche Beiträge zu dem

Zwecke aufzubringen haben,
daß an Betriebe Entschädi-
gungen gezahlt werden können,
die sich für die Vertragsdauer
des Kartells stillegen ließen.
Bei der Neubildung des Stahl-
werksverbandes und seiner
vielen Tochtersyndikate mußten
Dutzende von Millionen Mark

auf ewendet werden, um durch den Aufkauf stillzulegender Betriebe
die iesen Unternehmungen zustehenden Quoten fiir die Kartellgroßmiti
glieder zu gewinnen. Diese Unkosten werden bei den Preisen einkalkuliert.

W

Soweit die Stillegung auf einem der beiden Wege nicht gelingt,
·

ist der Sinn des Kartells, daß er auch seinem rückständig-
sten Mitglied Existenz und Gewinn sicherzu-
stelle n v ers u ch t. Im anderen Falle würde er ja seine Weiter-
existenz als Außenseiter, im Schatten des Kartells, ermöglichen und
den Erfolg des Kartells zum mindesten zeitweilig in Frage stellen

276

«

nur im Solidaritätspakt mit den Warenverteilern

möglich. Bisher sind alle Versuche, in größerem Ausmaße die Ver-

teilung kartellmäßig gebundener Waren organisatorisch so zu ver-

einfachen, daß man direkt an den Konsumenten heranging, in den

Anfängen steckengeblieben. Soweit solche Bestrebungen doch Er-

folg hatten, gingen sie nicht von den Kartellem sondern von den

Konzernen aus. Sie haben das Mittel der kapitalistischen Ver-

knüpfung und die Freiheit, ohne Rücksicht auf vertragliche Bin-

dungen handeln zu können. .

Kartelle haben die Tendenz der Fixierung der bei Vertrags-
abschluß gegebenen privatwirtschiaftlichen Besitz-s und Verteilungs-
verhältnisse. Soweit sich Kartelle syndikatsmäßig entwickeln, ver-

stärkt sich die Herrschaftsgewalt über die Besitz- und Verteilungs-
verhältnisse, aber ohne daß merkbar häufig eine Vereinfachung oder

gar Kürzung und damit Verbilligung der Warenverteilung entstünde.
In der Preisdisposition haben alle vertragsmäßigen

Verbindungen in der Warenerzeugung und Warenverteilung die

Tendenz nach oben. Dazu kommt der Wille des Festhaltens
am erreichten Niveau. Scheinbar im Widerspruch dazu steht die

dennoch ständig weitergehende
Rationalisierung Sie spielt
sich aber zuerst im Einzelbe-

«

VorwiegendgeregeltePreisetrieb, dann in den Konzernen
ab und erzeugt bei gleichblei-
benden Kartellbindungen einen 2

3100
Supergewinn, der heute
zumeist die Kapitalschöps
fu n g ist. Diese gesicherte
Selbstfinanzierung ist wrahrs
scheinlich einer der Haupt-
gründe, warum die Konzerne
es verziehen, Mitglieder in

Kartellen zu bleiben, statt zur
Trustbildung überzugehen.

Selbstverständlichrührt das

Kartellproblem auch noch an

andere grundsätzlicheund all--

gemeine Fragen der Volks-

wirtschaft. So im besonderen
an die, ob überhaupt eine

Organisation und Steigerung
der Produktion ohne gleich -

zeitige Entwicklung «

der Kaufkraft der Abnehmer einen ökonomischen
S i n n h at. Das sind Fragen, die hier nicht zur Erörterung
stehen. Feststehend bleibt, daß die Allgemeinheit die Entwicklung
der Produktion und die Aufbringung ihrer Kosten durch die

Warenabnehmer nicht den Interessenten überlassenkann. Die kol-
lektive Verantwortung zwingt zur Planung, für heute und morgen
zum mindesten zum Ausgleich. Pro duktion und Preis--
bildung sind öffentliche Angelegenheiten und
nicht nur Geschäftel
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» Deutschland mid die internationale Sozialpolitik
.

Von Regierungsrat Dr. I o a ch im F is ch e r.

Die Erkenntnis, daß Arbeiterschutz und soziale Fürsorge inner-

halb der einzelnen Staaten einer Ergänzung durch eine inter-

nationale Sozialpolitik bedürfen, hat sich schon früh durchgesetzt Und

läßt sich·fast bis zu den Anfängen einer bewußten Sozialpolitik
überhaupt zurückverfolgen.Zwei Gründe vor allem sind es, die auf
eine internationale Zusammenarbeit auf sozialem Gebiet hin-

. drängen. Sozialpolitik ist der inftitutionelle Niederschlag einer

tiefen Sehnsucht des Menschen nach Befriedung, Ausgleich. und
Aufstieg, nach Anerkennung der Freiheit und Würde der Arbeit.

Dieses Streben ist an nationale Grenzen nicht gebunden, so mannig-
faltig seine Erscheinungsformen im einzelnen sein mögen. Es ist
eine Sehnsucht der ganzen Menschheit, der von Natur aus wie

allen ethischen Gesetzen weltumspannende, wahrhaft internationale

Tendenzen innewohnen, die danach streben, den Teidensgefährten in

den anderen Ländern über die Grenzen hinwkg
die Hand zu gegen-

seitiger Hilfe zu bieten. Durch praktische berlegungen erhalten
diese Bestrebungen einen wesentlichen Ansporn. Denn neben den

ethischen, vielfach irrationalen Triebkräften sind es andererseits
sehr nüchterne, wirtschaftliche Erwägungen, die zur internationalen

Verständigung auf sozialem Gebiet- ma-hnen. Für die Konkurrenz-
verhältnisse auf dem Weltmarkt spielt bei der Verdichtung der welt-

wirtschaftlichen Verfleclitungen derH oziiale Standard der einzelnen
—

Länder eine bedeutsame Rolle.· in isoliertes Vorprellen auf
sozialem Gebiet kann für eine nationsale Wirtschaft ungünstige
Folgen haben, während die gleiche Maßnahme ohne wirtschafts-
sch.äd-igendeWirkung bleibt, wenn sie etwa gleichzeitig und im

ähnlichen Ausmaß auch in den im wirtschaftlichen Wettbewerb

stehenden Staaten erfolgt. Wer die Geschichte der Sozialpolitik
kennt, weiß, wie oft derartige Argumente namentlich seitens der

Arbeitgeber gegen den Ausbau der Sozialpolitik ins Treffen ge-
führt worden sind. Die Freunde des sozialen Fortschritts, vor allem
die Arbeiterklasse in ihren eine internationale Solidarität an-

ftrebenden·Organisationen,haben daher seit langem einer prak--

tischen internationalen Sozialpolitik die größte Bedeutung zu-
gemessen. Das gilt sowohl für zwiischenstaatliche diplomatische
Vereinbarungenüber bestimmte Fragen, wie auch für eine all-
gemeine, umspannende Zusammenarbeit auf sozialem Gebiete.

Für Deutschland ergab sich und ergibt sich »aus seiner ganzen
Lage und Entwicklung ein besonderes aktives Interesse an der
internationalen sozialen Verständigung. Deutschland ist dem wirt-

schaftlichen Wettbewerb anderer Staaten besonders ausgesetzt. Mit

seiner starken Industrialisierung und vor allem seiner hochste-henden,
opferbereiten Arbeiterschaft hat es von jeher einen sozialen Standard

gehabt, der den Vergleich mit den mit ihm konkurrierenden Ländern

keineswegs zu scheuen brauchte, sondern denjenigen des Auslandes
im allgemeinen übertraf. Kein Wunder, daß bei uns der Gedanke

des internationalen Arbeiterschutzes auf günstigen Boden fiel,
schon um einer Gefährdung des Baues unserer neue und eigene«

( Wege gehenden Sozialpolitik durch soziales Dumping anderer

Staaten vorzubeugen. Mit der organisierten Arbeiterschaft setzten
sich Wissenschaftler, wie z. B. die sogenannten Kathedersozialisten,
für diesen Gedanken ein. Die erste Internationale Arbeiterschutz-
konferenz wurde 1890 nach Berlin einberufen und stand unter dem

Vorsitz des preußischenHandelsministers Frh. v. Berlepsch. Wenn

auch die Ergebnisse dieser Konserenz nur mager waren —- der

Keim zu einer internationalen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet

war gelegt und entwickelte sich unter lebhafter Förderung Deutsch-
lands günstig weiter. Es folgten Internationale Arbeiterschutz-
kongrefse in Zürich (1897), Brüssel (1897) und Paris (1900). In
Paris wurde eine Internationale Vereinigung für gesetzlichen
Arbeiterschutz gegründet, der sich als deutsche Sektion die Gesell-
schaft für soziale Reform anschloß. Ein Internationales Arbeits-
amt mit dem Sitz in Basel wurde eingerichtet, um die Arbeiten

der Jnternationalen Vereinigung praktisch zu unterstützen. Mit

LeitnertLeitungwurde ein DeuHchsOsterreichey Dr. Stephan Bauer,
e rau .

Freilich waren diese Einrichtungen, an denen Deutschland rege
. mitarbeitete, zunächst rein private Schöpfungen. Aber sie ge-

wannen zunehmend amtliche Förderung. Auch die deutsche Regie-
rung beteiligte sich mit einem namhaften laufenden Zuschuß und
ratifizierte zwei internationale Abkommen über den Arbeiterschutz
(das·Verbot der Verwendung von Phosphor bei der Zündholz-
fabrikation und das Verbot der Nachtarbeit der Frauen.betreffend),
deren Zustandekommen auf die Vereinigung zurückzuführen.ist.

Ver Weltkrieg, der die mitteleuropäischenStaaten isolierte,
unterbrach zunächstdie Bestrebungen der internationalen Sozial-
politik. Aber die erstarkende deutsche Gewerkschaftsbewegung ließ
den Gedanken in Deutschland keineswegs zum Absterben kommen.
Die Fühlung mit den Gewerkschaften der mit Deutschland nicht
verfeinsdetenStaaten wurde aufrechterhalten, z. B. auf der Gewerk-

schaftskonferenz von Bern 19l7, auf der auch ein Programm inter-

national durchzusetzender Arbeiterschutzmaßnahmenaufgestellt wurde.

Der Ausgang des Weltkriegeswies der internationalen

Sozialpolitik neue Bahnen. Durch den Vertrag von Versailles
wurde in einem besonderen Teil XlIL der sich wörtlich in den
anderen Friedensverträgen findet, die Internationale Organisation
der Arbeit (J.A.O.) geschaffen, die auf völskerrechtlicher Grund-

lage die Bestrebungen der Internationalen Vereinigung für gesetz-
lichen Arbeiterschutz fortzusetzen berufen ist. Ihr gehören die Mit-
gliedsstaaten des Völkerbundes an; sie ist ein —- wenn auch selb-
ständiger — Teil dieses Bundes. Ihre Organe, in denen neben
den Regierungen auch die Arbeitgeber und Arbeitnehmer selbständig
und gleichberechtigt vertreten sind, sind die Internationalen Arbeits-

konferenzen, die regelmäßig einmal im Jahre —- meist in Genf —-

zusammentreten, und das Internationale Arbeitsamt (I. A.A.) in

Genf, das unter der richtungweisenden Aufsichteines Verwaltungs-
rats von 24 Mitgliedern steht.

Der Umstand, daß. die Organisation der Arbeit durch den

Vertrag von Versailles gegründet worden ist, der wohl in jedem
Deutschen trübe Erinnerungen erweckt, hat zweifellos dazu bei-

2getragen, daß man dieser Einrichtung in Deutschland zunächst viel-

fach skeptisch oder gar ablehnend gegenüberstand Indessen darf
dieses an sich berechtigte Ressentiment nicht übertrieben werden.
Denn die Aufnahme von Bestimmungen über die internationale

Sozialpolitik in den Friedensvertrag wurde auch von deutscher
Seite«gewünsscht,um aus der allgemeinen Verwirrung wenigstens
auf diesem Gebiet etwas zu retten. Es wurde von deutscher Seite
in Versailles sogar ein ausgearbeiteter Entwurf für einen Abschnitt
über die internationale Sozialpolitik überreicht. Mit der Zeit
dürfte in Deutschland die eben gekennzeichnete Einstellung mehr
und mehr an Stärke verloren und einer sachlichen Beurteilung der

Arbeitsorganisation Platz gemacht haben. Daß bei uns niemals-
auch nicht in den trübsten Tagen, der Glaube an die Notwendig-
keit internationaler Sozialpolitik verlorengegangen ist, dafür ist
wohl der Art. 162 der Weimarer Verfassung ein beredtes Zeugnis.
Danach tritt das Reich für eine zwischenstaatliche Regelung der

Rechtsverhältnisse der Arbeiter ein, die für die gesamte arbeitende

Klasse der Menschheit ein allgemeines Mindest-maß der sozialen
Rechte erstrebt.

Deutschlands Bedeutung für die internationale Sozialpolitik
wurde auch innerhalb der neuen Organisation der Arbeit als-bald
anerkannt. Obwohl es erst viel später dem Völkerbunde beitrat,»
wurde es schon 1919 auf der Arbeitskonferenz von Washington
mit erdrückender Mehrheit in die I. A. O. aufgenommen Der

Reichsregierung wurde auch von vornherein einer von den zwölf
Sitzen zuerkannt, die den Regierungen der Mitgbiedstaaten im Ver-

waltungsrat des I. A. A. vorbehalten sind.
Seit seiner Aufnahme hat Deutschland nach besten Kräften an

dem großen Werk der I.A.O. mitgearb-eitet. Abgesehen von der

ersten Arbeitskonferenz in Washington, an der eine deutsche Ver-

tretung aus technischen Gründen nicht teilnehmen konnte, hat es

alle Arbeitskonferenzen beschickt. Freilich ergaben sich mancherlei
Hemmungen und Schwierigkeiten Zwar machte sich die allgemeine
deutschfeindliche Stimmung der ersten Nachkriegsjahre in der
I.A.O. verhältnismäßig schwach geltend; aber neben gefühlss
mäßigen Momenten mußte der Umstand Deutschlands Mitarbeit
erschweren, daß Amtssprachen nur Englisch und Französisch waren

und auch im Personal des I. A. A. das deutsche Element zunächstfast
völlig fehlte. Dazu kam die Lage der Reichsfinanzen, besonders seit dem

Marksturz, die für die Entsendung hinreichend starker Delegationen
zu den Arbeitskonferenzen hemmend wirkte und die zuletzt zu einer

zeitweiligen Einstellung der deutschen Beiträge zu den Kosten des

I.A.A. zwang.
Bei unvoreingenommener Beobachtung läßt sich nicht ver-

kennen, daß sich Deutschlands Stellung innerhalb der I.A.O. im

Laufe der Jahre wesentlich gefestigt hat. Die Sprachenfrage —- die

übrigens nicht als Prestigefrage aufgefaßt werden darf und auch
von Deutschland nicht so aufgefaßt worden ist — hat eine einst-
weilen annehmbare Lösung gefunden. Zwar sind Französisch und

Englisch die einzigen offiziellen Sprachen geblieben; praktisch aber
sind weitaehende Auflockerungen in der Zulasfung und Verwendung
anderer Spracheneingetreten, die vor allem dem Deutschen zugute
kommen. Die Delegierten können sich bei ihren Darlegung-en des
Deutschen bedienen, ohne selbst für die Übersetzungsorgen zu
müssen; in den Ausschüssen werden die Verhandlungen stellenweise
auch in das Deutsche übertragen. Dieses Entgegenkommen in der
Sprachenfrage ist schon aus dem Grunde berechtigt und wichtig, weil

gerade die Arbeitnehmervertreter auch vieler außerdeutscher Länder
wegen ihrer engen Beziehungen zur deutschen sozialen Bewegung
das Deutsche verstehen, ohne der Amtssprachen mächtig zu sein.
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Die wertvolle Mitarbeit dieser Persönlichkeiten ist nun in stärkerem
Ausmaße als früher möglich. Unter Mitwirkung des J.A.A.
werden jetzt auch- von den beschlossenen Übereinkommen Und

Empfehlungen deutsche Übersetzungenaufgestellt, die innerhalb des

Reichsgebiets an die Stelle der fremsdsprachigen Texte treten

können; es verschwinden damit im Falle der Ratifikation die

französischen und englischen Texte aus dem Reichsgesetzblatt, die

deutschen Gerichte und Behörden haben es nur mit den deutschen
Texten zu tun. Die Veröffentlichungen des Arbeitsamts (Studien,
Berichte, Zeitschriften, Sammlung-en von arsbeitsrechtlichen Ge-

setzen usw.) erscheinen schon seit langem zum größten Teil auch in

deutscher Sprache. Deutschland ist übrigens bezeichnenderweise
der beste Abnehmer für die Druckschriften des J.A.A. Auch die

Vermehrung des deutschen Personals dieses Amts war für Deutsch-
land nicht etwa nur eine Prestigefrage; denn daß deutsche Beamte
in Genf eine Brücke bilden zwischen der so fruchtbaren Sozial-
politik Deutschlands und der Betätigung des Amts und damit der
internationalen Sozialpolitik, dürfte ohne weiteres einleuchten. Jn
diesem Sinn ist es zu begrüßen, daß der· Stab »der deutschen Mit-
arbeiter in Genf sich ständig, wenn auch noch nicht im erstrebenss
werten Maße erweitert hat. Er umfaßt jetzt, um die wichtigsten
Posten hervorzuheben, einen Divisionschef (etwa einem Ministerial-
direktor vergleichbar) und drei Sektionschefs (etwa Ministerial-
räten entsprechend), daneben Angestellte fast aller übrigen Grade.

Wie stark sich Deutschland innerhalb der J.A.O. durchgesetzt
hat, dafür ist ein Beweis, daß 1929 »ein Deutscher, der frühere
Reichsarbeitsminister Dr. Brauns, einstimmig zum Präsidenten der
XlL Arbeitskonferenz gewählt wurde; schon vorher waren wieder-

holt Deutsche zu Vorsitzenden wichtiger Konferenzausschüsse ge-
wählt worden. Erwähnung ver-dient auch, daß -- 1927 der Ver-

waltungsrat des J.A.A. auf Einladung der Reichsregierung eine

Tagung in Berlin abgehalten hat. Bei dieser Gelegenheit haben
die Delegierten, das ging aus vielen Äußerungen hervor, starke
Eindrücke empfangen von deutscher Arbeit und deutscher Sozial-
politik, in der Deutschland, nach einem kaum übersetzbaren Wort
Albert Thomas’, des Direktors des Arbeitsamts, ein starkes
,,potentiesl de paix« besitzt.

Aber im großen Zusammenhange der Weltpolitik und des

internationalen Arbeitsrechts kann natürlich der wachsende Ein-

fluß Deutschlands in der J.A.O. nur als Mittel zum Zweck an-

gesehen werden. Vergegenwärtigen wir uns, was eingangs über

die Triebkräfte und die Ziele der internationalen Sozialpolitik
gesagt wurde. Daraus ergibt sich, welche Fülle materieller Auf-
gaben es für Deutschland innerhalb der J.A.O. zu lösen gibt.
Deutschland ist nicht mit Unrecht als ein klassisches Land der

Sozialpolitik bezeichnet worden. Dieser Ruf gibt uns die geschicht-
liche Sendung, unsere Kenntnisse und Erfahrungen den Ländern

zugänglich zu machen, für die das deutsche Vorbild anwensdbar und

«Ierstrebenswert ist. Und gerade Deutschland mit seinen Vor-

belastungen, die sich aus dem verlorenen Krieg ergeben, hat alles

Interesse daran, daß es nicht einem sozialen Dumping durch
einen niedrigeren sozialen Standard von Ländern ausgesetzt wird,
mit denen es im wirtschaftlichen Wettbewerb steht. Die Gestaltung
der internationalen Arbseitsübereinkommen bietet ein gewisses
Mittel hierfür. Auch auf diesem überragend wichtigen Gebiete

der materiellen Beeinflussung der ausländischen Sozialpolitik
über die J.A.O. ist ein steigender Erfolg Deutschlands unverkenn-
bar. Es sei nur an die Übereinkommen von 1927 über die Kranken-
versicherung erinnert, die eng an die deutsche Gesetzgebung an-

gelehnt sind. Umgekehrt kann und will sich Deutschland nicht
der —- wenn auch nur moralischen — Verpflichtung entziehen, durch
die Ratifikation beschlossener Übereinkommen die Arbeit der

J.A.O. zu fördern. Ohne dem Spiel mit den Ratifikations-
zahlen —- die gewogen, nicht gezählt werden müssen — eine ihm
nicht zukommende Bedeutung beimessen zu wollen, sei erwähnt,
daß Deutschland bis jetzt 15 Ratifikationen vorgenommen hat1).
Dabei muß man besonders beachten, daß Deutschland insofern in
der Ratifikationsfrage strenge Anschauungen hat, als es erst dann
die internationale Bindung eingeht, wenn es zuvor seine Gesetz-
gebung bis ins einzelne der internationalen Regelung angepaßt hat
und die volle Gewähr für die tatsächliche Durchführung über-
nehmen kann. -

Wenn manche der Arbeits-übereinkommen, darunter z. B. das
bekannte Abkommen von Washington über den Achtstundentag, von

·
Deutschland noch nicht ratifiziert sind, so hat dabei zweifellos die
strenge deutsche Anschauung von der genauen Durchführung über-
nommener internationaler Pflichten eine bedeutende Rolle gespielt.
Diese deutsche Übung steht in einem gewissen Gegensatz zu der
etwas weitherzigen Praxis einzelner der anderen Mitgliedsstaaten
der J.A.O., die mit Ratifikationen vielleicht etwas schneller bei
der Hand sind, deren tatsächlicheDurchführung nachher zu wünschen
übrig läßt. Auf eine gute Durchführung der übernommenen inter-
nationalen Bedingungen, auf die es ja letzten Endes sozial und

wirtschaftlich ankommt, wirken besondere Ausschüsse beim Arbeits-
amt und bei den Arbeitskonferenzen hin, die die Berichte der Re-

gierungen an das .Amt zu prüfen haben. Es ist vom deutschen
Standpunkt aus wichtig, daß dem ersterwähnten Sachverständigen-
Ausschuß ständig auch ein deutscher Sachverständiger angehört.

»DieWechselwirkungzwischen nationaler und internationaler
Sozialpolitik, wie sie sichs innerhalb der Arbeitsorganisation auf
verschiedenen Wegen vollzieht, wird ergänzt durch unmittelbare
sozialpolitische Verbindungen und Vereinbarungen zwischen den
einzelnen Staaten. Auch hier hat Deutschland aktive und erfolas
reiche Arbeit geleistet. Mehrfach — in Bern 1924, in London 1956
und in Genf 1929 —-- ist das Reichs durch seinen Arbeitsminister
an Besprechungen der Arbeitsminister der wichtigsten eukopäischen
Jndustriestaaten beteiligt gewesen. Mit vielen Ländern, in erster
Linie den Nachbarländern, sind Verträge von Regierung zu Regie-
rung über Arbeiterfragen, insbesondere über» die Wanderarbeiter
und über die Gegenseitigkeit in der Sozialversicherung, abgeschlossen
worden. Auch mit Frankreich ist — was besonders hervorgehoben
sei —- ein Abkommen über einen gewissen Austausch von Arbeits-
kräften zustande gekommen. Vor allem »aber mit Gsterreich ist eine

enge Zusammenarbeit auf sozialem Gebiet in die Wege geleitet
worden, die sich auch auf die gemeinsame Ausarbeitung wichtiger
Gesetzentwürfe, die für beide Länder gelten sollen, erstreckt.

Allgemein sucht das Reich durch die Entsendung sozial ge-
schulter Beamter zu wichtigen Auslandsvertretungen die Kenntnis

ausländischer Sozialpolitik zu vertiefen und der sozialen Zusammen-
arbeit den Boden zu bereiten.

Blei-L Tagnng der Jniernaiionalen Arbeitskonserenzin Genf.
Jn der Zeit vom 10.»bis 28. Juni 1930 hat die allgemeine

Konserenz der Internationalen Arbeitsorganisation des Völker-

bundes ihre 14. Tagung in Genf abgehalten. Die Konferenz war

von den Mitgliedstaaten außerordentlich stark beschickt; es waren

nicht weniger als 51 Staaten vertreten, nur vier Mitglieder hatten
keine Abordnung entsandt: Norwegen, das jedoch einen Beobachter

und einen Sachverständigen geschickt hatte, Argentinien, Salvador
und Äthiopien. Zum erstenmal dagegen war auf dieser Konserenz
Reuseeland anwesend. Eine Reihe von Nichtmitgliedstaaten,
darunter zum erstenmal Mexiko, hatte Beobachter entsandt. Ins-
gesamt nahmen an der Konserenz 86 Regierungsvertreter, 35 Ar-

beitgebervertreter und 55 Arbeitnehmervertreter mit 208 technischen
Ratgebern, insgesamt etwa 364 Personen teil.

«

Zum Vorsitzenden wurde der frühere belgische Arbeitsminister
Mahaim gewählt. Die Konserenz hatte sich mit drei Hauptfragen
zu befassen:

1. Mit dem grundsätzlichenVerbot der Zwangs- oder Pflicht-
arbeit rfnd ihrer Regelung nach menschlichen Gesichtspunkten für
bestimmte Ausnahmesälle, soweit diese im öffentlichen Interesse
notwendig sind. —

2. Mit der Arbeitszeit der Handels- und Büroangestellten.
Z. Mit der Arbeitszeit in den Kohlenbergwerken. »

Daneben mußte sich die Konserenz, wie alljährlich, mit dem

Jahresbericht des Direktors für das vergangene Jahr befassen, einige
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Fragen ihrer Geschäftsordnung beraten und endlich die Jahres-
berichte über die Durchführung der ratifizierten Übereinkommen auf
Grund des Art. 408 einer Prüfung unterziehen. Einen nicht
unwesentlichen Teil der Beratungen nahm auch, wie alljährlich, die

Prüfung der Vollmachten ein.

Zur Erledigung dieser ihrer Aufgaben setzte die Konferenz
eine Reihe von Ausschüssen ein, und zwar für jede der genannten
Fragen (außer für den Bericht des Direktors) einen besonderen
Ausschuß.

Die zweifellos wichtigste Frage der Tagesordnung war die

Arbeitszeit in den Kohlenbergwerken Man wird sich entsinnen,
daß die Anregung zur Behandlung dieser Frage vom Völkerbund

l) Jm einzelnen sind das folgende: Die Übereinkommen der l. Konserenz über
die Arbeitslosigkeit und über die Beschäftigung der Frauen vor und nach der
Niederkunft; der II. Konferenz über das Mindestalter für die Sulassung zur
Arbeit auf See, über die Arbeitsvermittlung für Schiffsleute und über die Gewährung
eine-r Entschädigung für Arbeitslosigkeit infolge von Schiffbruch; der lIl. Konserenz
über das Bereinigungss und Koalitionsrecht der laut-wirtschaftlichen Arbeitnehmer-
über die Entschädigung bei Betriebsunfällen in der Landwirtschaft, über das Mindest-
alter für die Zulassung von Jugendlichen zur Beschäftigung als Kohlenzieher oder

Heizer und über die pflichtmäßige ärztliche Untersuchung der in der Seeschiffahrt
bes äftigtezi Kinder und Jugendlichenj der VII. Konserenz über die Entschädigung
bei erufskrantheiten und über die Gleichbehandlung einheimischer und ausländischer
Arbeitnehmer in der Entschädigung bei Betriebsunfällens der 1x. Konserenz über

die Heimschaffung der Schiffsleute; der x. Konferenz über die Krankenversicherungver Arbeitnehmer in Gewerbe und Handel und der Hausgehilfen und ber die

Krankenversicherung der Arbeitnehmer in der Landwirtschaft ; endlich der XI. Konse-
renz über die Einrichtung von Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen.
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ausgegangen ist, dessen Bundesversammlung im September vorigen
Jahres den Verwaltungs-rat ersuchte, zunächstdie soziale Seite des

Kohlenproblems international zu regeln, um damit gewisse
Schwierigkeiten, die sich den erstrebten wirtschaftlichen Verein-

barungen im Kohlenbergbau entgegenstellten, zu beseitigen. Der

Verwaltungsrat nahm diese Anregung an und befaßte eine eigens
für diesen Zweck einberufene technische Konferenz der neun wich-

«

tigsten europäisschenKohlenländer im Januar dieses Jahres mit
der Behandlung des Problems. Diese Vorkonferenz konnte ihre
Aufgaben jedoch nur zum Teil lösen. Immerhin genügten diese
Beratungen, um den Verwaltungsrat zu bestimmen,. die Frage auf
die Tagesordnung der diesjährigen allgemeinen Konferenz zu setzen.
Die Frage war dabei offen gelassen worden, ob die Beschlüsse dieser
Tagung als erste Lesung gelten sollten oder-als zweite Lesung,
d. h. ob sie bereits endgültige Beschlüssesein sollten. Es sei vorweg-
genommen,-daß die Konferenz ich dafür entschied, die Frage jetzt
bereits endgültig zu behandeln. n dem Ausschuß, der von der Kon-

ferenz eingesetzt wurde, hat man den Führer der deutschen Aber-d-

nung, Herrn Reichsminister a. D. Dr. Brauns, zum Vorsitzenden ge-
wählt. Berichterstatter des Ausschusses war der englische Minister für
den Bergbau Shinwell. Der Kampf in dem Ausschuß drehte sichivor

allem um drei Fragen: einmal um die Dauer der Arbeitszeit, sodann
um die Frage der Berechnung der« Arbeitszeit und endlich um die

Frage der Überstunden. JnderszFrage der Dauer der Arbeitszeit
waren nacheinander die Anträ e der Arbeitnehmergruppe auf sieben
Stunden tä lich der Entwurädes Jnternationalen Arbeitsamtes
mit 7126 tunden, der lAntrag der Deutschen Regierung mit

7K Stunden und der Antrag der Arbeitgeber mit 8 Stunden ab-

gelehnt worden. Als sich in inoffiziellen Verhandlungen einen Tag
später für den deutschen Antrag eine Mehrheit gefunden hatte und
der Vorsitzende auf Beschluß der

Kommisgondiesen Antrag erneut

zur Abstimmung stellte, protestierten die - rbeitgeber gegen die er-

neute Abstimmung und verließen, als sie doch durchgeführt wurde,
die Verhandlungen. Der deutsche Antrag wurde dann mit den
Stimmen der Arbeitnehmer und einem großen Teil der Regierungs-
stimmenangenommen und wäre auch angenommen worden, wenn
die Arbeitgeber dagegen gestimmt hätten«

, Jn der Frage der Be-
rechnung war es besonders England, das besondere Wünsche hatte.
Auf dem Kontinent herrscht das individuelle Berechnungsverfahren
vor, d. h. als Arbeitszeit gilt die Zeitspanne zwischen dem Augen-
blick, wo der Arbeiter den Korb zur Einfahrt betritt und ihn nach
vollendeterAusfahrt wieder verläßt. Dagegen hat England von

Jeher seine Arbeitszeit kollektiv berechnet, d. h. als Arbeitszeit gilt
die Zeit zwischen dem Augenblick, wo der letzte Arbeitnehmer der
Schicht die Erdoberfläche verläßt, und dem Augenblick, wo der

erste Arbeitnehmer der gleichen Schicht an die Erdober-
fläche zurückkehrt. Durch diese verschiedenen Berechnungsarten
ergeben sich Unterschiede in der Zeit, in der produktive Arbeit im

Bergwerk geleistet wird, die 5 bis 15 Minuten betragen können.
Nach mühevollen Verhandlungen gelang es, für die Kollektiv-

berechnungsmethode in das übereinkommeneine Bestimmung herein-
zubringen, die sicherstellte, daß die produktive Arbeitszeit in Eng-
land ein bestimmtes Maß, das dem des Kontinents gleichkommt,
nicht überschreitet. Was endlich die Überstundenanlangt, so billigte
die Kommission ein gewisses Maß von technischen Überstunden,da-

gegen lehnte sie zunächstÜberstunden aus wirtschaftlichen Gründen
ab, die Deutschland und eine Reihe anderer Regierungen bis zu 60

im Jahre als unbedingt erforderlich in das Übereinkommen hinein-
arbeiten wollten. Auf diese ablehnende Haltung, die auch bei einem
erneuten Antrag der Deutschen Regierung und mit ihrsrkyverschiedener
anderer Regierungen in der Vollkon erenz aufrechterhalten wurde,
ist es zurückzuführen,daß die Deuts e Regierung erklären mußte,
nicht für das Übereinkommen stimmen zu können, sondern sich, da

sie damit vor einer neuen Situation stehe, die zunächst geprüft
wer-den müsse, der Stimme enthalten müsse. Der von der Kom-
mission vorgelegte Entwurf erhielt bei der endgültigen Abstimmung
nicht die notwendige Zweidrittelmehrheit und war damit ab-
gelehnt. Auf Antrag des deutschen Regierungsvertreter-s beschloß

«Durchführung gelangen.

die Konserenz dann, die gleiche Frage auf die Tagesordnung der

nächstjährigenArbeitskonferenz erneut zu setzen.
-

Das Übereinkommen über die Zwangsarbeit nahm die Kon-

ferenz mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit an. Wie bereits

erwähnt wurde, verbietet das übereinkommen grundsätzlich die

Zwangs- und Pslichtarbeit und trifft eine Regelung für sie für
bestimmte Ausnahmefälle, soweit diese im öffentlichen Jnteresse
notwendig sind. Nach dem Übereinkommen hat das Jnternationale
Arbeitsamt nach Ablauf von fünf Jahren die Befugnis, die Auf-
hebung der Zwangs- und pflichtarbeit in Erwägung zu ziehen und
die Konferenz damit zu befassen. Weiterhin ist als wichtig hervor-
zuheben, daß die Verwendung von Eingeborenen, die für Militär-
dienstzwerke ausgehoben werden, auf Arbeiten rein militärischen
Charakters beschränkt bleiben muß. Die Höchstdauerder Zwangs-

«

arbeit wurde in dem Übereinkommen auf 60 Tage während eines

Jahres beschränkt. Der ursprünglich in dem Entwurf vorgesehene
Achtstundentag für Zwangsarbeiter wurde nicht beibehalten, sondern
mit knapper Mehrheit beschloß der zuständige Ausschuß und später
die Konferenz, daß die tägliche Arbeitsdauer die gleiche sein soll
wie die der freien Arbeiter. Auch ein Antrag Portugals, die Be-

stimmung aufzuheben, wonach jährlich dem Jnternationalen Arbeits-
amt Berichte über die, Durchführung des Übereinkommens vorgelegt
werden sollen, verfiel der Ablehnung. Was die Ratifikation und
die spätere Durchführung des Übereinkommens angeht, so ist zu
beachten, daß die Konserenz nicht die Bestimmung des Artikels 421
des Vertrages von Versailles beseitigen konnte, wonach die Mitglied-
staaten sich verpflichten, die Übereinkommen,die sie ratifiziert haben,
entsprechend den Bestimmungen des Teils XIII für diejenigen ihrer
Kolonien, Besitzungen und protektorate, die keine völlige Selbst-
regierung haben, in Kraft zu setzen, jedoch unter folgenden Vor-

behalten:
s

I. Die Anwendbarkeit des Übereinkommens darf nicht durch die

örtlichen Verhältnisse ausgeschlossen sein.
2. Die für die Anpassung des Übereinkommens an die örtlichen
Verhältnisse erforderlichen Abänderungen dürfen ihm ein-

gefügt werden.

Es ist zu erwarten, daß eine Reihe von Staaten, sofern sie
überhaupt ratifizieren, von der Möglichkeit dieses Artikels in mehr
oder weniger großem Ausmaße Gebrauch machen wird. Immerhin
ist es zu begrüßen, daß die Konserenz mit übergroßer Mehrheit sich
zu dem Grundsatz der Abschaffung der Zwangsarbeit bekannt hat,
eine Tat, die auch sehr stark nach moralischem Gesichtspunkt be-

urteilt werden muß. —

Das Übereinkommen über die Arbeitszeit in Handelsunters
nehmungen und in den Büros wurde ebenfalls von der Konferenz
in zweiter Lesung behandelt und mit der notwendigen Zweidrittel-
mehrheit angenommen. Sein Zweck ist im wesentlichen, die Lücken,’
die das Washingtoner Übereinkommen über die Arbeitszeit in ge-
werblichen Betrieben gelassen hat, auszufüllen und die Kategorien
von Arbeitnehmern zu erfassen, die dem Washingtoner Überein-
kommen nicht unterliegen.

Auch der Ausschuß, der für die Nachprüfung der Jahresberichte
der ratifizierten Übereinkommen auf Grund des Artikels 408 ein-

gesetzt worden war, hat ausgezeichnete Arbeit geleistet. Diejenigen
Staaten, die es mit der Schaffung eines internationalen Arbeits-
rechts und seiner praktischen Anwendung ernst meinen, haben alles

Jnteresse daran, daß die Übereinkommen nicht nur ratifiziert werden,
sondern daß sie auch nach ihrem Geist und Buchstaben wirklich zur

Der Initiative der Konferenz und des

jährlich eingesetzten besonderen Ausschusses ist es zu danken, daß
immer mehr auf eine strikte Durchführung der ratifizierten Über-
einkommen gesehen wird. Auch in diesem Jahre zeigt der Bericht
des Ausschusses an die Vollkonferenz wieder, daß weitere Ver-

besserungen möglich sind. Es ist anzunehmen, daß sich der Ver-

waltungsrat auf seiner nächstenTagung im Oktober mit dem Be-

richt befaßt und seinen Anregungen für den Ausbau des Verfahrens
in vollem Umfang zustimmen wird.

Die Zweiseiiiakeiider Löhne uiid Sozialleisiuiiaen
Von Thomas Ritter.

Ebensowie Lohnund Gehalt werden auch die Sozialleistungen
zumeist nur einseitig gesehen, sie erscheinen so als Unkosten und

Tasten. Aber sowohl das Arbeitsentgelt wie die Sozialversiches
tungsbeiträgehaben volkswirtschaftlich eine zweis eitige Funk-
tion, sie sind nicht nur Ausgabe, sondern auch Einnahme.

Heute ist wohl ein unbestrittenes Axiom, daß kein industriell
entwickeltes Land mehr als etwa 20 v.H. seiner eigenen Produktion
zu exportieren vermag. Die tatsächlichenGesamtzahlen find, soweit

sie an der Hand von Produktionsstatistiken überhaupt gemessen
werden können, wesentlich niedriger. Also wird immer der Jn-
landsabs atz für die industrielle und sonstige Produktion ent-

scheidend bleiben; Export ist häufig zuerst notwendiges Korrektiv
der Jnlandserzeugung und danach Zweck an sich.

Die Jnlandsproduktion ist von der inneren Kaufkraft
abhängig. Wir haben nach den jüngstenFeststellungen des Statisti-
schen Reichsamtes bei den Einkommenbeziehern rund 90 v. H.
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mit einem Jahreseinkommen unter 1800 Mark Vorkriegskaufkraft.
Das sind nicht nur die proletarischen Massen der Großstädte,sondern
auch Millionen des Mittelstandes in den kleinen Städten und Mil-

lionen von Menschen in den iagrarischen Gebieten. Sie alle sind,
volkswirtschaftlich, also gesamtwirtschaftlich gesehen, nicht nur

»Nehmer«, sondern auch ,,Geber·'.
Bei den Ausgasben der Arbeiter, Angestellten und Beamten

sind wir heute über deren Verteilung durch die umfangreichen Er-

hebungen des Statistischen Reichsamtes über die Lebenshaltung
unterrichtet. Wir wiss-en, daß über 75 v.H. des üblichen Arbeits-
einkommens für lebensnotwendige Ausgaben ver-

wendet werden (Ernährung, Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Ver-

kehrsmittel usw.), erst der Rest des Einkommens ist kon-

junkturbildend. Romsinelle und reale Veränderungen der

Kaufkraft wirken sich zuerst und häufig nahezu ausschließlichin der

»Konjunkturspitze«des Lohnes aus, also bei Bekleidung, Wohnungs-
einrichtung, Kulturbedürfnissen usw. Man darf nicht vergessen, daß
zum Beispiel der allgemein üblich gewordene Urlaub früher ganz
arme Tandstriche Deutschlands, wenn sie landschaftlich, klimatisch
oder preismäßig einigermaßen einen Anreiz bieten, jetzt wohl-
habender, volkswirtschaftlich gesünder und damit ihrerseits auch
kaufkräftiger gemacht hat. Man erinnere sich, was allein der

möglich und üblich gewordene Winterurlaub und Wintersport für
die saisonbedingten Gegenden für eine Bedeutung gewonnen hat.

-

Lohn und Gehalt haben eben eine zweifeitige Funktion, und

fließende Bänder-. «in. der Produktion sind ohne
den Konsum der Massen undenkbar.

Die zweiseitige Funktion der Soziallei-
st un g e n ist noch interessanter, leider bisher, abgesehen von einigen
Untersuchungen des Instituts für Konjunkturforschung, aber noch
weniger durchleuchtet als Lohn und Gehalt.

Theoretisch gesehen ist jeder Sozialbeitrag zuerst nichts an-

deres als Zurückhaltung, A u f s p e i ch e r u n g erworsbener und

unter anderen Umständen zur sofortigen Ausgabe kommende Kauf-
kraft. Die Aufspeicherung an sich ist keine tote Tagerung, denn die

Vermögen der Träger der Sozialsversicherung werden wertschöpfend
angelegt. Sie fließen z. B. dem Wohnungsbau, der eigentlichen
Schlüsselindustriemoderner Wirtschaft, direkt oder indirekt in Mil-

liarden Mark zu. Die Aufspeicherung erfolgt —- auch hiertheos
retisch — aus den konjunkturbildenden Teilen der Lohns und Ge-

haltskaufkraft. Das gilt auch für die Steuern, die sich später in

Zuschüsse umwandeln.
· Die Ausgabe der aufgespeicherten Milliarden erfolgt nach zwei
Hauptrichtungen. Man betrachte zuerst die nachfolgenden Ein-

nahmezifferm
Aufwand für die deutsche Sozialversicherung.

Versicherungs-
zweige

1913 1924 1925 1926 19271928 1929

(in Millionen Mark)
Krankenversiche· s

’

rung . . . . . . . 582,8 1070,1 1382,4 «1489,61727,2 2013,8 2150,0
Unfallversiche-

«

rung . . . . . .. 226,8 144,9 228,8 321,9 337,5 377,5 400,5
Invalidenver-

sicherung. . . . 290,0 362,5 548,9 659,6 875,2 1075,8 1092,0

Angestelltenvers
·

sicherung. . . . 138,1 129,4 192,7 «250,3 280,9 317,2 372,0
Knappschaftliche -

Pensionsver-
sicherung. . . . 75,0 147,3 155,2 172,9 223,·7 233,7 239,3

Arbeitslosenver-
sicherung.... —« 2224 165,0 523,6 690,7 823,7 1538.6

Summe A . . . . 1312,7 2076,6!2673,0 3417,9f4134,9 4841,7j 5792,4

Die Arbeitslosigkeit in England.
Jm Jahre 1929 waren in Großbritannien 11,8 Millionen

Arbeitnehmer gegen Arbeitslosigkeit versichert; davon waren im

Jahres-durchschnitt 10,4 v. H. —- also etwa l,2 Millionen — arbeits-
los. Am 20. Januar 1930 war die Zahl der Arbeitslosen schon
auf nahezu 1,5 Millionen gestiegen; am 28. Juli 1930 überschritt
sie —- zum erstenmal seit Januar 1922 — die 2-Millionen-Grenze.
Man muß bis zum Juli 1921, der Zeit des großen Arbeitskonflikts
im englischen Berg-bau, zurückgehen,um eine noch höhere Zahl als

die jetzige, nämlich fast 2,6 Millionen, zu finden. Der ganze Ernst
der gegenwärtigen Krise auf dem englischen Arbeitsmarkt kommt

in diesen Zahlen zum Ausdruck. -

,

- Der wirtschaftliche Aufschwung Englands in den ersten Nach-
kriegsjahren 1919J20 hatte im Jahre 1921 ein schnelles Ende ge-
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Zuschußleistungendes Reiches,der Länder und Gemeinden.

Veri erun s-

FeigeS 1913 1924 1925 1926
i

1927 1928 1929

(in Millionen Mark)
Krankenversiche-

rung . . . . . ..
—- 9,4 21-4 23,6!26,5 29,0 27,0

Invalidenver-
sicherung.... 58,5 109,0 177,7 241.7 267,9 378,1 451,0

Knappschaftss
versicherung .

— —- — — — — 56,0
Arbeitslosenver-

sicherung . . . .
—- 180,9 202.'7 863.3 463,4 496.6 1042,1

Summe B . . .. 58,5 299.3 401,8 1128,1 757,8 903,7 1576,1
Summe-Land
B zusammen 1371,2 2375,9 3074,8 4546,0 4892,7 5745,4 7368,5

»DieKranken- und Unfallversicherung ist heute
zweifellos für die Arzte, Apot-heken, das Nährmittelgewerbe, die

Industrie der Medikamente, das weite Gebiet der wissenschaftlich-
medizimschenHilfsmittel, von den ärztlichen Instrumenten, über
die Orthopädiebis zu den Elektro- und Radiumapparaturen und
der dentistischen Produktion nicht nur stärkster Anreger, sondern
auch eine»Existenzfrage. Der Einwand ist nicht stichhalti ,

daß ohne Sozialgesetzgebung das gleiche für die gleichen Zwe e

ausgegeben werden würde. Erst d a s V e r s i ch e r u n g s -

prinzip ermöglicht jene Ausgaben im heutigen Umfange.
Wie wirkte sich früher die A r b e it s l o s i g k e it volkswirt-

schaftlich aus? Krise war nicht nur die Sorge des Arbeiters und

Angestellten, sondern auch Katastrophe des Mittelstandes. Der
Arbeitslose fiel nicht nur mit seiner konjunkturbildenden Kaufkraft,
sondern auch auf dem Gebiete der lesbensnotwendigen Ausgaben
nahezu völlig aus. Zumal dann, wenn etwaige Ersparnisse ver-

braucht, gewerkschaftliche Arbeitslosenunterstützungen ausgeschöpft
waren und Teile des Arbeitseinkommens noch arbeitender Familien-
angehöriger (deren konjunkturbildende Kaufkraft!) nicht heran-
gezogen werden konnten. Die öffentliche Wohlfahrt war mit dem
Verlust des Wahlrechts verknüpft und wurde, wenn irgend möglich,
permiedem Der Arbeitslose lebte häufig vom Kredit, den

ihm der Mittelstand ewiihren mußte (Mietsschuld beim Haus-
wirt, Einschreibbüchelbeim Einzelhändler für Nahrungsmittel usw.).

Heute setzen sich die Rücklagen aus konjunkturbildender Kauf-
kraft bei Arbeitslosigkeit wohl so gut wie restlos in B eza hlung
für lebensnotwendige Ausgaben um. Der Mittelstand ist gegen
Krisenwirkungenmitversichert. Man darf die Summen nichtunterschätzeni

Jm Zeitraum von sechs Jahren sind im Rahmen der Arbeits-

losenversicherung rund 7,2 Milliarden Mark (abzüglich der Ver-

waltungskosten) an die Arbeitslosen geflossen.
»

Wohin sind diese 7,2 Milliarden Mark gewandert? Wir
konnen das an Hand der amtlichen Erhebungen von Wirtschafts-
rechnungen von Arbeitern und Angestellten ziemlich deutlich erkennen:
etwa 12 v.H. =- 864 Millionen Mark wurden als Miete ver-

ausgabt,. flossen dem H aus b esitz zu;
etwa 70 v.H. = 5040 Millionen Mark wurden für Bekösti-

gung verausgabt, flossen dem Einzelhandel des Er-
nährungsgewerbes zu;

etwa 18 v.H. = 1296 Millionen Mark wurden für Heizung
und Beleuchtung, Bekleidung und sonstige Aus-
gaben (auch Fahrgeld) verausgabt. .

So ergibt die Sozialversirherung, im besonderen aber der Teil
von ihr, der der Arbeitslosigkeit gilt, e i n e ko l l e kti v e Niv e l -

lierung der Krisenwirkungen. Das ist nicht nur

ökon omisch, sondern auch sozial von höchsterBedeutung.
Man wird dem aber nur gerecht, wenn man die Zweiseitigkeit auch
dieser Tatsachen sieht und anerkennt.

Zur Zeitgeschichie I-

nommen. Hartnäckiger als in anderen europäischen Staaten trat·
in England die Arbeitslosigkeit als Uachkriegsproblem in die Er-

scheinung. Die Arbeitslosenziffer sank seit 1921 fast nie mehr unter
l Million — ein Mehrfaches der normalen Vorkriegsziffer. Vor
nicht sehr langer Zeit hofften Regierung und Wirtschaft immer noch,
daß es sich um einen vorübergehendenZustand handele. Jetzt stehen
die weitesten Kreise unter dem Druck der scheinbaren Unmöglichkeit
eines Auswegs. Mehr denn je fordert die öffentliche Meinung
tatkräftiges Handeln von der Regierung, die es trotz ihrer vor den

letzten Unterhauswahlen gegebenen Versprechungen nicht hat ver-
hindern können, daß seit ihrem Amtsantritt —- Anfang Juni
1929 —- die Arbeitslosigkeit sich nahezu verdoppelt hat.

Auch die zu der LaboursRegierung in Opposition stehenden Par-
teien verkennen nicht, daß die Regierung nicht allein für das starke
Anwachsen der Arbeitslosigkeit verantwortlich gemacht werden
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» Mal-·

kann, wenn sie es auch an scharfen Angriffen nicht fehlen lassen.
Die Regierung kann sich«darauf berufen, daß die Weltwirtschaftss
krise, welche die englischen Exportindustrien, wie den Kohlenberg-,
bau, die Eisen- und Stahlindustrie, den Maschinenbau, Schiffbau
und die Baumwoll- und Wollinsdustrie besonders schwer betroffen
hat, auch in anderen Ländern die Tage des Arbeitsmarkts ungünstig
beeinflußt. Andererseits ist man sich darüber klar, daß die eng-
lische Arbeitslosigkeit nicht nur eine Folge der gegenwärtigen inter-
nationalen Wiirtschaftslage, sondern zugleich ein Symptom für be-

stehende Mängel in der englischen Wirtschaftsorganisation darstellt,
ohne deren Behebung eine dauernde Besserung des Arbeitsmarkts
nicht zu erhoffen ist. Der Gedanke der Rationalisierung, der in

England lange Zeit nur vorsichtig abwartend verfolgt wurde, be-

ginnt —- namentlich von den Banken unterstützt —- mehr als bisher
verwirklicht zu werden. Die Senkung der Prosduktionskosten auf
diesem Wege unter möglichsterSchonung des Tohnniveaus wird von

namhaften Wirtschaftssachverständigen,wie z. B. Professor H. Clay
(The Post —- War Unemployment Problem; Verlag Macmillan
1929), als das einzige erfolgversprechende Mittel zur Wiederher-
stellung der englischen Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt an-

gesehen. Jn anderer Richtung liegen die weitgehenden Forderungen
grundsätzlicherArt, welche die Vereinigung der Britischen Handels-
kammernlineinem am s. August d. J. veröffentlichtenBericht über
die Arbeitslosigkeit, ihre Ursachen und Bekämpfung, der Regierung
vorgelegt hat; sie beziehen sich auf äußersteBeschränkung der öffent-
lichen Ausgaben und der sozialen Gesetzgebung, Anpassung der
Löhne an die-intfaufe der letzten-Jahre gesunkenen Lebenshaltung-E
kosten, Ermäßigung der Transporttarife, Förderung der Auswandes
rung sowie auf die jetzt viel erörterte Frage der Einführung eines
ausgedehnten Schutzzollsystems
Bei»dem bedrohlichen Umfang der Arbeitslosigkeit betrachtet

die englische Regierung die Förderung von Notstandssarbeiten als
ihre besondereAufgabez sie geht davon aus, daß hierdurch ver-

hältnismäßigschnell wenigstens eine gewisse Entlastung des Arbeits-

marktes erzielt werden kann, während die Fortschritte in der Ratios
nalisierung und wirtschaftlichen Umstellung sich erst allmählich aus-
wirken können. Durch das Gesetz vom 26. Juli 1929 Oevelopment
[I-oan GuarantedsFind GrautsJ Aat 1929) wurde das Finanz-
ministerium ermachtigt, die Verzinsung von Darlehen, die von den

Verkehrs-,Gas-, Wasser- und Elektrizitätsunternehmungenzur
Finanzierungder wirtschaftlichen Entwicklung-aufgenommen werden,
zu erleichternund den Gemeindeverbänden Zuschüssefür Notstandss
arbeiten zu gewähren. Auf Grund des Gesetzes sind«in der Zeit
vom«Juni 1929 bis Juni 1930 etwa Isoo Pläne für Notstands-
arbeiten genehmigt worden, deren Gesamtkosten auf 36,5 Mil-
lionen sc geschätztwerden. Auf diesem Wege wurde bisher Arbeits-
gelegenheit für etwa 100 000 Arbeitslose geschaffen. Bei voller
Auswirkung des Gesetzes wird sich die Zahl voraussichtlich
auf 200 000 bis 400 000 erhöhen lassen. Um die Durchfüh-
rung der Notstandsarbeiten zu beschleunigen, wurde durch ein
Ende Juli 1930 erlassenes Gesetz (Pub1io Works Faeilities Aet)
das Genehmigungsverfahren wesentlich vereinfacht. Ahnlichen
Zwecken dienen die Mittel, die auf Grund des colonial Developäs
ment Aot x929 in Höhe von 1 Million X jährlich zur Verfügung
stehen sowie die hohen Aufwendungen des Fonds für Straßenbau.
Die Versuche, den Arbeitsmarkt durch Förderung der Auswande-

rung nach außereuropäischenbritischen Gebieten zu entlasten, haben
bisher wenig Erfolg gehabt. Zwar bestehen besondere Ausbildungs-
plätz-e,an denen Arbeitslose auf die überseeischelandwirtschaftliche
Tätigkeit vorbereitet werden; Es hat sich aber ge eigt, daß diesen
Arbeitslosen nach ihrer Auswanderung die ründung einer
dauernden Existenz mangels jeglichen Kapitals meist nicht gelingt.
Die erfolgreiche Durchführung der Auswanderung würde daher Auf-
wendungendes Staates voraussetzen, die mit dem erreichten Nutzen
in keinem Verhältnis stünden. Die in den letzten zehn Jahren stark
entwickeltenMaßnahmenzur Ausbildung und Umschulung von

Arbeitslosen, insbesondere Jugendlicher, in Verbindung mit den

Umsiedlungsbestrebungemhaben sich dagegen recht bewährt. Die
Erfahrung zeigt, daß es im allgemeinen gelingt, nach-Abschlußder

Ausbildung einen hohen Prozentsatz der Arbeitslosen als fast
fertige gelernte Arbeiter auf dem freien Arbeitsmarkt unter-

ubringen. An neueren Plänen der Regierung zur Entlastung des

rbeitsmarktes seien noch erwähnt das Hilfsprogramm für die

Landwirtschaft, die Ausdehnung des schulpflichtigen Alters vosm
Its-. bis auf das 15. Lebensjahr und Änderungenauf dem Gebiete
der Altersversicherung

«

Die Schulden des Arbeitslosenversicherungsfondsaus Vorschüssen,
die er zur Deckung seines Defizits auf Grund besonderer gesetzlicher
Ermachtigung vom Staat erhalten
75 000 es, im Juli 1929 dagegen 43 Millionen sac. Nach dem

jetzigenStandemußmit einem Anwachsen der Schuld um 25 Mil-
lionen X jahrlich gerechnet werden. Eine Rückzahlungder Vor-
schüsse an den Staat»erscheint in absehbarer Zeit völlig aus.

geschlossen: Vom Arbeitsminisieriiumist kürzlicheine Untersuchung
dieser Lage durchf einen Ausschuß angeregt worden. Zu berück-

-iinter fvanzöfischem Einfluß.

hat," betrugen im Juli 1921
«

sichtigen ist noch, daß der Staat nach dem Gesetz außerdemetwa-ein

Drittel der Versicherungsbeiträge zu tragen hat. .Die Gründe
für die hohen Aufwendungen an Unterstützungen liegen weniger
in der Höhe der Unterstützungsssätze(fie betragen wöchentlich für
einen männlichen Arbeitslosen über 21 Jahre 17 sh, für den Ver-
heirateten 26 sh mit einem weiteren Zuschlag von 2 sh für jedes
Kind als in der Tatsache, daß das Versicherungsprinzip in der

Arbeitslosenversicherung in den letzten Jahren angesichts der wach-
senden Notxtändemehr und mehr dem weitergehenden Fürsorge-
prinzip wechen mußte. Die englische Arxbeitslosenversicherung,
ursprünglich nur zum Ausgleich vorübergehender und einigermaßen
gleichbleibender Konjunkturschcwankungen bestimmt, steht seit 1921
vor Aufgaben, für die sie nicht geschaffen war und die sie ohne hoshe
Staatszuschüssenicht erfüllen könnte.

«

Dr. Tothar Ros enberg, Oberregierungsrat im Reichs-
arbeitsministersium. .

Der Magus iui Norden.

Zum 200. Geburtstag Johann Georg Hamanns.

Nach anderthalb Jahrhunderten it Tessings Name und Werk

in Deutschland noch voll lebendig. einen Zeitgenossen, Johann
Georg Hamann, dessen Geburtstag sich am 27. August zum
zweihundertstenmal jährte, kennt heute das breite Publikum nicht
mehr, Und doch ist seine Bedeutung für die deutsche Literatur und
damit für unsere Kultur überhaupt kaum geringer als die Tessings.
Man könnte die Beiden Tag und Nacht der Vorklassik nennen:

Lessing verbreitete klares, scharfes und nüchternes Licht, wohin sein
Wort drang, aus Hamanns gewitterschwerem Dunkel brechen Genie-

blitze, die kurz aber weithin den Weg erhellen, und Propheten-
stimmen, die dem die Bahn weisen, der zu hören versteht. Und
wie ihr Wort, so ihr Wesen: Tessing kämpft. in der breiten Front
der Aufklärung, Hamann lebt ganz auf sich allein gestellt im äußer-
sten Zipfel Deutschlands, ein Original, ein Sonderling, der ge-
heimnisvoll beziehungsreiche, ,,sybillinische«Bücher voller Andeu-

tungen schrieb, die er manchmal später selbst nicht mehr verstand, —

der Magier im Norden . . . .
.

,

Er ist 1730 in Königsberg geboren, bezog mit 16 Jahren dort

die Universität und studierte, was ihm Freude machte, ohne sich je
zu einem Examen entschließen zu können. Dann schlug er sich ein

paar Jahre schlecht und recht als Hofmeister in bürgerlichen und

adligen Häusern durch, bis ihn ein Freund nach Riga holte, woer

in dessen-großem Kaufmannshause arbeitete. Dieser Freund sandte
ihn, da er sich sehr bewährte, 1756 zu kaufmännischen Verhand-·
lungen nach London. Aber er hatte sich doch zuviel zugetraut: seine
Mission scheiterte«er geriet in lockere Gesellschaft, mußte Schulden
machen und verzweifelte am Leben. Da kam ihm die Bibel zufällig
in die Hand, und ihre Tektüre wurde ihm zum umstürzenden Er-
lebnis: er wurde gläubiger Christ, ohne indessen orthodox zu sein.
Er kehrte still nach Riga zurück, verließ aber das Haus des

Freundes, als dieser ihm die Hand seiner Schwester verweigerte,
und lebte seit 1759 in Königsberg, zuerst als kleiner Beamter der

Kriegs- und Domänenkammer, später eine Zeitlang als Journalist
bei der· Königsberger Zeitung, seit 1777 als Packhofverwalter,
äußerlich in ärmlichen Umständen, aber in glücklicher,wenn auch
kirchlich nicht sanktionierter ,,Gewissensehe«mit einem einfachen
Landmädchen und in angeregtem Verkehr mit Kant und Herder.

Um die Mitte des 18.- Jahrhunderts stand Deutschland ganzv
Tessings historisches Verdienst ist es,

diesen Einfluß gebrochen zu haben; aber während er die Antike als
Muster empfahl, meinte Hamann: »Die Wahrheit macht uns frei,
nicht ihre Nachahmungl«und bahnte so den Weg für ein deutsches
Geistesleben, das aus seinen eigenen innersten Kräften Nahrung
ziehen kann, ohne sich nach fremden Mustern zu richten. So

hat er auch allem Eigenwüchsigen, Originalen seine besondere
Liebe geschenkt. Herder lernte durch ihn Shakespeare kennen
und hat über der Lektüre des »Hamlet« nicht nur englisch
sprechen, sondern auch deutsch fühlen gelernt, — die mittelbare

Frucht dieser Begeisterung war Goethes ,,Götz von Berlichingen«l
Hamann hat zuerst mit - der Anschauung gebrochen, daß
gotischer Stil und altdeutsche Sprache barbarisch wären; er hat
auf die kernige Sprache des lange verkannten Luther hingewiesen
und sich für den urwüchsigen Dialekt des Volkes eingesetzt. Und

ein einziger Satz Hamanns: »Poesie ist die Muttersprache des s

menschlichen Geschlechts«enthält nicht nur den Keim zu Herders
«

»Stimmen der Völker« und zu der romantischen Volksliedersamm-
lung ,,Des Knaben Wunderhorn«, sondern faßt schon die roman-

tische Auffassung des deutschen Volkstums in sich zusammen, die

die Begründung der deutschen Titeraturgeschichte durch die-s Brüder
Grimm erst ermöglicht hat. Auf den Gebieten der Sprachwissens
schaft und -philosophie und der Ästhetik sind weniger populäre, aber

ebenso bedeutende Wirkungen von Hamann ausgegangen.

Dr. H. Bach.
.
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Ver Oeimotdiensi

sie müssen sich darüber orientieren,

welche Wahlvorschriften und Terniine

beachtet werden müssen.

sie können auch am Wahlabend die

Ergebnisse nur bewerten, wenn sie

entsprechende Vergleichsziffern der

früheren Wahlen haben.

Deshalb bestellen sie sich umgebend-

Regierungsdirelctor Dr. Älois Klöcker

lltlcllililllslllillll1930
Preis nur 2.— RU-

W lllllllillll lll siillllllllllllllllWIlllll
Für die

Des-Instinktng 1950
antwortet der Textteil dieser 52 seiten starken Broschüre
in übersiehtlicher Anordnung auk alle Fragen, die sich für
die Wahlen die Parteiorganisation und die Wahlbeamten
aus Wahlgesetz und Stimmordnung ergeben. ln knappster
und zuverlässigster Form sind alle Gesetzesvorschriiten
dargestellt über Wahlberechtigung, Wählbarkeit, Wahl-
gebiet, Wahlbehörden und ihre Befugnisse, Wahlvorschläge
(Inhalt, Abgabe, Verbindung, Anschlulz und Muster tür alle
erforderliche-n Schriftstücke nebst Anlagen), Wählerlisten,
Wahlscheinvorsehrikten, Wahltermine und Wahlzeit, stimm-
zettel, dessen Ungültiglceitsmerkmale, Stimmenabgabe,
stimmenzählung, Ermittlung des Wahlergebnisses (Mandats-
zuweisung in Wahlkreise, Wahlkreisverband, Reichswahl·
verband mit austührlichem tabellarischen Muster über die
praktische Wirkung der Verbindungs- und Anschlulzerklä-

rung). Ein Terminlcalender erleichtert das Einhalten aller
amtlichen Termine-

Die Zahlenübersichten enthalten das vollständige Eri«
gebnis der Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 nach Wahl-
lcreisen und Parteien sowohl hinsichtlich der Abstimmung-
zittern als auch der Mandatsverteilung, terner die Wahl-

ergebnisse nach Ländern und preulzischen Provinzen, die
bei allen seit 1919 vollzogenen Wahlen ermittelten Wahl-

ergebnisse in absoluten und relativen Zahlen sowohl iür die

Abstimmungszikiern als auch die Mandatsverteilung.
Neu ist eine über 30 Seiten sich erstreckende Tabelle,

die von grölzter Bedeutung ist und den Wert des Schritt-
chens vervielfacht. In dieser Tabelle finden sich iür jeden
stadt- und Landkreis (bzw. Amt, Amtshauptrnannschait
u. dgl.) sowie für alle Orte mit mehr als 10 000 Einwohnern
die Bevölkerungszahl, Zahl der Stimmberechtigten, Wahl-

beteiligungszikker, gültige stimmen und die auf die zwölk
grölzten Parteien entfallenden stimmen.

Bei den kriiheren Wahlen war die hohe Autlage der
schritt stets rasch vergriiieu. Bestellen sie daher solcrtl

Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder vom Zelllklllfckch C lll. Il. II., Malt I ZEI.
—

Von der Uherseeplantagedirelct nach dem- Bremer Freibajen . . .

vor- dort direlcc in die Berliner Grojirdsterei unseres Hauses . . .

und aus der Grojirästerei direkt zu Ihnen !

Nur so können sie die Kasseezollerböhungspare-II
Decken sie b ei ur- s ihrer- Zeckarf un

Ists-fee
sortse 0 Hauswischung. wirklich gut und ergiebig . .Pid. 2,60 BM
Sorte l camplnassMischung- sehr wohlschmeclrende

Zusammenstellung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . » 2,90 »

sorte 2 CastetnalasltlischunY hochiein, ergiebig. . . » 3,15 »

sorte 3 Javasspezlalleschunx. hochieiner Plan-
»

tmgensKattee, wunderbare schwere, hervor-
ragender Geschmack . . . . . . . . . . . . . . . . . . · . . . ·

sorte 4 lmperatorsMischunx, das Felnste v. Feinem,
nur Ilochgewäehse . . · . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

ab 5 Pfund: Lieferung irei Haus-.

Ficke-o
»von Danks Kalcao sorte I . . . . . . . . . . . . . . . . . ..I«id.1,401i,h1
»von Daalc«, Kakao Sorte 11 . . . . . . . . . . · . . . . . . .. » I- ,-

er liefern in Paclcungen von y- und i Pfund-

see
direkt aus dem Import genommen!
Nr. 1 Ostiriesische Misehung . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..Ptd.4,301th1
Nr.2 JavasOrangesPecco . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. »

ö-

Nr.3 ceylon-0range-Pecco . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. ,, 6,20 »

Nr.4 Darjeeling-0range-Peceo . . . . . . . . . . . . . . . . .. » 7,15
Nr.5 Darjeeling Eochgewächse . . . . . . . . . . . . . . . . » » 8,55

in Packungen von I!4,V,, l Pfund.

» 3-40 »

» z-

sirc Versuch äherzeugti

HANsSATlscH Es l MPORTHAUS
VON DAAK ss co. G. M. B. l-l.
KAFFSEIMPORT , SROSSROSTSRSl

SSKUNWIIUISKSDOKF
.- 2. onva SiooxoiBrandenburg-siehe Str. 21 o

F———s———————————————s

ltlltllsllvllllWilllllklllltllsgtsclllclllvll
als Einzel-schritten iür die ersten schuljahre (2.-4. schuljaht)
Neben dem Lesebuch oder an stelle des Lesehuchs zu benutzen

»Hei-e Inmnursltiadek«
Von Fritz Gansberg
Preis: broschiert Mk. 0,90, gebunden Mk. 1,30

»die uesusldne von Dahin-on tut unsere Meiner-«
on Fritz Gransberg

Mit Zeichnung-en von Otto Brich Günther
Preis: broschiert Mk. 0,60, gebunden Mk. l,00

»der Itlelne getraut«
, · »

100 Geschichten für kleine Kinder, die ihre
Fibel durchhaben. Von F r i t z G a n s b e r g
Preis: broschiert Mk. 0,60,«gebundenMk. l,00

UÅIIclIIcIIck III Ickllcll liton
Von Fritz Gansberg
Preis: broschiert Mk. 0,60, gebunden Mk. 1,00

,.sohnetunlla" ,

Von Max Lindow
Preis: broschiert Mk. 0,30, gebunden Mk. 0,70

,,peter krülslldi"
Bin fünfjähriger Dort-junge
Von Agnes Gewecke-Berg
Preis: broschiert Mk. 0,30, gebunden Mk. 0,70

,,Iundnrndel«
»

Für fröhliche Kinder im Alter von 7—10 Jahren
Von Lotte Kurth
I. Teil: Frühlingskranz. 2. Teil: Sommerkranz
3. Teil: Herbstk1·ansz. 4. Teil: Winter-Maur-
Preis des Bandes: brosch. Mk. 0,60, geb. Mk. 1,00

Mit Buchschrnuclc von Certrud Meinst-das und Reinhard Thietnann

Die aufgetlihrten Bände sind sämtl. enthalten in der Sammlung-
— litt- tlclllsdlclu Hätt-Mund III deutscher IIIIIIIJ

die Binzelschrikten klir sämtliche schuljahre bringt.
Vollständige Verze ichnisse kostenlos

quklsgvon Julius salu. langen-salz-— Isrlla — lass-zip

- q-—
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Obekkealstliule
mit luternat

geleitet von tieu

.
schulbrütieku

Illektlssea II. »Im-d-

Isätlaoalamfinstewachs
Internat-llcl slclllIL lIslllslksllsI

Von sexte bis Abituk

Besondere Förderung zurückgebliebene-

Prospekt Cur-eh tue virelkttoa

Technikum sternberg
Mecklbg.

Vorbild ALTER-:DI-.HakengsAnstalt
mit sehüjekheim

Halle - saale ZEITIII ’Z«s XVIde

Päclagoglum
«

schwer-barg l. Thür-
odekkeelschale mit Gabeln-is Getormreslgymueslum
neueren stlls nach preus. Muster). sextu·0hekpklmu.
staatl. Obekselcuauekeiie und Abliak en tiek Anstalt
Energ. Breiehung zu Plem, Pflichtgefühl, Höflichkeit-,
Achtung vor Erwachsenen streitet Unterricht-.
Arbeitsst. unt-. Aufsicht-. Tut-nen, Wend. Busen-,
Winteksp., Gertenekh. Kl. Klassen. indiv. Bett-mitg.

Dit. P. Vussei.

hassenstctst-Isaks
stäcktischssWoltrstorll—symnaslummit lisulscliulo
Alt-must tiik schülek symtllcher Klasse-u

Auskunft durch den Direktor.

Technik-um Jlmeneu III-«
Iugeuieutsehule f. Maschinenbau u. Blektkoteehu«
Wissenschafti. Betriebsfohrg. Werkmeister-beig·

III-el-

e. koste Z

Essenslust-g- samt I-
stoffwechsellckenlcheltea uml Emshkangsschsdem deren
Verhütuag aus Heisa-txt , fleteusk.: krei. Dr. üutizeut
90 s. Diu A ö, Zweifbg. Umschl. - H- gis-It-
kettlelhlsltelt - Zueinsslussultlseli - seel- tis u. s.

Vethuteu ist besser als heilenl
am I w Beste-lieu sie darum sofort»Gesun(iung«- Bri. 1 v. Verlag Il. s. lletmenn Gmbll.,

erlitt sw19, Postscheck-Konto 20781

Wäscheuersancl
«

. Leistung-fähig in

Fkottiethentltüehet, Buäetüehet, Bedemänteh
Oberhemdem Betts, Tisch-, Kücheuwäsehe

Paul Hart-nann, s o k a män)
W S«s c h c

Eli-Jeskon
( ÅÅJMImm-

x.««·,—--«-2-:·»

Blsmakekstr. l?

Ileqestelien.
Garantie. s sen-te Ziel.

silbekbestecke
in massiv silhet (800) sowie Bester-he iu 100 g
silber, mit verstärkter silbetautlage an den Auf—

72 Teile uuk Rin. 135.—-.

Pteisliste und Katz-leg 123

kkltz was - syst-sanOdems-von

. ; list-malum
T....·..’.—.k»sei.spielher

III spielt-Inst ,

« P Mit Init-
Je e Gröse
reiedeAusw.
Muts-Wann

statement-Im - llssss
beklith Liilzowstkeße G-

30 Jahre
Portions sie uuvekbiudh

fis-lagen

garantiert

durch die

llclllscllc Ilcilllllclklcllicålllilllli
Aktiengesellschaft

Berlin sw 68

w

Dis-leitest

schützenstralzeskz

M e r lc u r

«l403-708

voll und unwiderruflich

Deutsche Bank
und

Disconto-Gesellschaft

zu günstigen

Bedingungen



Der Heimcidlensi

8 TAGIC ZUB ANlellTl

ZLOEMÄLDE
Wir lieiern Ihnen von 25.- DI. an gute Olgemäide
namhaiter Künstler. Verlangen sie photog. Abb. Nr. 110
oder besichtlgen sie unverbindiich unsere Ansstellung.
Für Beamte Zahlungserlelchterung o h n e Preisautschleg

DER RUNSTITIIEI s G.m·h-II.

Verkaufsstelle d. DEUTscliEN MALEWCILDE EX-

B El II I- I N C 25

Kurze StreiZe 17 (hinter dem Lehrervereinshaus).
Tel.: Kupiergn 4048, Geschr. 9—6, sonnab. 9——5.

Versnnd nach allen Plätzen Deutschlands

i

; CDnIe«
"

lebnØadämhn
than-Er

«

Fie!
HDAH»sc»so»oS«-WENsysTEi-I
z
« EKMOGUCHTJSDIM DiEANSCHAFFUNGF

O

sei-wetzen uneins
THATka UUD AÆSMØUUDEU

DAMEMs Ell-»Pf« O O FUL- UJMFN

KAUDsllsÆFNschIUcXOLIUST

JMLENOKFTTFN

FAVLLANIAV rsssfsclcs

Mk
, «

wie-l

Knmck

W
Alicrieinstc oldenburger

Tafelbutter
(Marlcenbuticr) preisgclcrönt
a. pasteurlslertern Rahm,
versendet täglich frisch in

Postpak. von 6 und 9 Pkd.

lud-in 1- od.z-z Ptd.-stiicken

verp. geg. Nachnahme z.

Tagespreis
Erste Balle-linker Molkerel
Cen. Ruhwardca is. (0ltlbg.)

W

sprach-hoch
gratis

betitelt: »Die psycho-
technische spie-chine-
thode« (461.Auilage). Es
wird an Hand von Bei-

spielen gezeigt, wie der

Vokabelschatz einer

Fremden sprache ohne

Auswendiglernen erwor-

ben und das studium der

Grammatik durch Psy·
cho-Automatisieruug er-

setzt werden kann. Wer
schnell und mühelos in
vollendeter Geläufigkeit
Englisch, Französisch

usw. meistern möchte,
erhält das aktuelle und
lchrreiche Buch umsonst
und portoirei übersandt
vom: verlag iür zeitgem.
sprachmethodik, Mün-

chen0213,Bavariaring-10.
Es genügt Angabe von

Adresse und der sprache,
iür die man sich in er-

ster Linie interessiert.

italieiwtsicietanasiineiaesollsciall
(vormals Gedcvag, Kosmos und selbsthilfe)

illilllililliiillliil5 lililliliiliilllilil. — littiiililill 5 lilill.lilil.

ilskslcilsklcllllssislllllist IIZIWIII
Vertragsgcsellschaft vieler Vereine und Verbände.

Krankenversicherung mit Gewinnbeteiligung
Freie Arztwahll

Kein Krankenschein und keine Krankmeldungl
Keine ärztliche Untersuchung bei der Aufnahme!
Hohe Leistungen bei Arzt-, Arznei-, Operationss

und Krankenhauskostenl

Zahubehandlung und Zahnersatzl
Hohes Sterbegeldi Wochenhiliei
Bei Uniall sofort Anspruch auf die Leistungen!
Anerkennt kulante schadensregulierungl

Verlangen
·

sie kostenlos und ohne jede Verbindlichkeit Prospekt
und Aufnahmeschein durch das spezialbüro für die Beamtcnverbände

0tto Plack, Berlin 0 17
Arn Osthahnhot 12.

Verantwortlich für den

Ulleinige Anzeigrnannnhmee D W

kmtctl Illsitek
solltest-Käse

(gar. m. 450lpFett) u.

Ia steinhuscher—
VollkettsKäschen
können sie zu

Srciihentlelsprelsen
dir. v. Fabrikanten
beziehen. Postkolli
Versand a 9 Ptd.

Damptmolkerei
sag-, stillen 4 molk-ro

Kr. Tilsit, Beginn

lsizi ist ist blast-Maihillltq
Versuchen Sie

eine leer, 30er od. Wer-Kiste
»29 er Iesenleher 0.85
»29 er cliluenrsiher ils-like-

herq 0.95

»28er schwer-e ket- l.20
»27er iilnheitnerkulenleyMO
»Z?er Dhroner Roterd l.70
,21 er Pietperter Richter

(natur l.95
auch sort. erner klein-ein
1.——,fliehn-ein 0.75. Glas
leihweise oder 0.20 p. Fl-
eck. bestellen u. Preisliste

verlangen. Lautende An-

erkennungen. Teilsahiungl
Ieialtsllsrsl schnitgea,
sur-Icarus sil Worein

F iilllItslliiilllllllliciiiiilililislcil
liefern wir seit 1884 dir-. sh unscrcr kehrt-(

Ober-bestem
Unter-bottom Plutus-Ist
ums Kiste-h koste-ern

streng vertraulich ohne Anzehlung gegen
9 Monate Ziel und monatliche beten.

Erste lich I Don-f noch tiefes-uns-
Jedes Bett wird iiir jeden Kunden nach ge-
troiiener Wahl besonders angefertigt-

Ii l n d c I- u- c r r i
i il h t- c n I- I I- «n

Lt. amtl. notarleiler Bestätigung-
I. ohcr 400000 stunden in nich-« si-

hccdcOrtes-.
2. bes- 100000 stunden hoben III-n

z Ast und Micr- nschhcstellh
I. viclc stunden schreiben-

solch gute seiten Ins clgcncn
III-III to gleichen Pulscn nicht
zu lesuicn sind

Gebt-. Passmann A.- G.
Köln 149, Trierer strnise 13.
Crosics Spulslgcschstt besticht-rais.

Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste,
auch sie werden bestimmt unser Kunde.

c Uns-c
chi-

illiisclsliulllekllllc
N, Kastenleneilee 56

Riesenauswahh Zahlung-z-
erleichterung CO-»

iilllillilililtlliilllllllliii
—7«.-—«; verlangt entpre-

«

henummer eurer

«kgrdbten Fech-
«; schritt mit wert-

- —
E voll.Mltteilungen

»Die M serliu is is
Friedrichstralze III-d

s

Vermietungsbüro :

IIIIISIIIII

k i
flogen-mos-

cellsaut
i.d. suche tu trugen. unt-westl-

äseter I. Das-il
Poles-inst- v. » III

DE « s M u

sw-
tu

others-
stor- rot-o.

l-l. s. M I cssiSL crus-
Mission-tas.

W

—

Greise
lernen

liievierspieieu
in U sonsten korrekt neck-
Noth jedodi scholl-. leichte

Meinung-Alles übcmkcndc
Zkfindun eines blinden Io-
tiltM s ekt Nr. s s
sofort koste ou Juni-Verlu-

s. Boden Ulrich-Zudem

Ieahaus
·W0hnungen

. Nähe schönhausers,
o Preis-lauer Alles

M zltninersicohnuusen
Besichtigung: Montag, Mittwoch, Freitag,
Sonnabend 1—6 Uhr, Sonntag 10—2.

Vermietungs-Biiro: varnhager, Ecke Wishyer strasez
sofort vermiet- und besichtigt-.

itzt-take Helle
o Nähe Kaisers Wilhelm-Sich

stralienbahncklaltestelle Linie 60

fes-, 2- u. 272 immer-Wohnungen
Besichtigung: Täglich 1—6 Uhr,

Sonntag 10—1 Uhr

dortselbst, Wittelcindstraiie 643

k. c iter Setzef and , UnncncensExpedition G.m. b.H., Berlin SW 48, Friedrichstraße239. — Offfetdruck: w. B ü x e n si e in , Berlin slV W.
Unschrift der Reich-konkrete für Heimatdienst, Berlin W 35,· per-deiner Straße U.

per sofort zu vermieten.

LIIIIIWUZZ Nahe- Raisek—withetm-stk.

les u. klimmen-Wohnungen
Besichtigung2 werktäglich 1-——6Uhr.

Vermietungsbiiro: dortselbst, Bonatonwok 135
per sofort zu vermieten.
Grölzere Wohnungen später.

Gruner Neubauschein erforderlich Samtliche Wohnungen
sind mit neuzeitlichem Komiort (Zentralheizung, Warm-

wasser, mech. Waschküche) versehen.

sie-tie- swo
Deutsche Gesellschaft zur Förderung des Wohnungs-

baues, Gemeinniitzige Aktiengesellschaft Berlin

redaktionellen Teil gemäß Pressegesetz: Ministerialrat Dr. S tr a h l, BerlinsGruneweld. — Für den Anzeigenteil: H einz Pti n z h o rn , Berlin SW is. —-

346


